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Gegen zweierlei in Lehmanns „Stein" hatte ich mich —h 
schon im Vorworte des zweiten Bandes „Französische * 
Einflasse auf die Staats- und Bechtsentwicklung Preußens 
im 19. Jahrhundert" gewandt: gegen die durch das ganze 
Buch wie ein roter Faden sich hindurchziehende Behaup- 
tung, daß Stein nicht nur ein Anhänger, sondern auch 
ein Nachahmer der französischen Bevolution gewesen sei,, 
und gegen die Beurteilung oder vielmehr Verurteilung des 
preußischen Staatswesens des 18. Jahrhunderts, insbesondere 
des preußischen Adels. 

Der Inhalt dieses zweiten Bandes, der den Sondertitel 
führt „Preußen und die französische Revolution", steht 
daher in beiden Beziehungen mit dem Lehmannschen „Stein" 
in schneidendem Widerspruche. 

Unter der Bezeichnung: „Die preußische Reform von 
1808 und die französische Revolution" hat Lehmann im 
Maiheft der Preußischen Jahrbücher von 1908 meine Aus- 
führungen auf das heftigste bekämpft. 

Vor allem stellt er jene beiden Vorwürfe schlechthin 
in Abrede. Es seien das Ausflüsse meiner Phantasie; er 
wisse von nichts. 

Eine eingehende Beurteilung der Kontroverse, nament- 
lich soweit sie sich auf die französische Revolution bezieht^ 
hat Hintze im neuesten Hefte der Forschungen gegeben. 
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Über die französische Bevolution will sich Lehmann 
niemals ausführlich geäufiert haben, und er hat 
recht. Nicht einmal in der Stelle, auf die er hinweist,, ist 
es geschehen. 

Aber darauf kommt es nicht an, sondern darauf, wie 
er sich über Steins Verhältnis zur französischen Revolution 
geäußert hat. 

Das ist in verschiedener Weise geschehen. 

Im „Scharnhorst« (1887)11,166 heißt es: „Der stolze 
deutsche Edelmann hatte schon alle die Jahre daher gegen 
die französische Revolution einen tiefen Widerwillen im 
Herzen getragen. Jetzt wandelte sich dieser in grimmigen 
Haß. Zwar bewahrte er sich Unbefangenheit genug, um 
nicht alles, was zwischen Vogesen und Pyrenäen geschehen 
war, zu verdammen . . . Aber mit dem sicheren Blicke 
eines echten Staatsmannes erkannte er, daß die Bewegung 
von 1789 zeitig, fast schon in ihrem Ursprung verfälscht 
worden." 

Im „Stein" behauptet er nicht nur, daß Stein für die 
französische Revolution Sympathie gehabt, sondern auch, 
daß er sie nachgeahmt habe. 

Für die Sympathie führt er als einziges direktes Zeugnis 
aus Steins Munde an: „So verabscheuungs würdig der re- 
volutionäre Wohlfahrtsausschuß war, so sehr verdient er 
Nachahmung und Bewunderung bei seiner Aufstellung und 
Entwicklung der Streitkräfte der Nation." 
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Lehmann hat diese Stelle schon im „Scharnhorst*' mit- 
geteilt, dann mehrfach im „ Stein ^, endlich in den Preußischen 
Jahrbüchern. 

Die Äufierang findet sich in einem Briefe Steins an 
Hardenberg — Lehmann spricht von einer für die Lenker des 
preußischen Staates bestimmten Denkschrift -^ de dato Prag, 
17. Dezember 1811, der bei Pertz III, 18 im ganzen Umfange 
abgedruckt ist ; sie bezieht sich auf den damals in Aussicht 
stehenden rus^isch-preußischen Krieg gegen Napoleon, der 
aber, wie Stein meint, nur dann Erfolg haben könne, wenn 
die russische Armee 300000, die preußische 80000 Mann 
stark wäre; der Wohlfahrtsausschuß habe die französische 
Armee vom Februar 1793, wo sie 228000 Mann stark ge- 
wesen sei, bis zum 3. Dezember 1793 auf 628000 gebracht. 

Diese Stelle hat Lehmann im „Stein** zweimal kom- 
mentiert. Er schreibt III, 100: „Er gestand dem Wohl- 
fahrtsausschusse zu, daß er mit eisernem, unerschütter- 
lichem Willen große Streitkräfte entwickelt und kraftvoll 
angewendet habe. Er nannte es Vaterlandsliebe, daß die 
Franzosen von 1793 sich lieber der Herrschaft des Konvents 
unterwarfen, als daß sie ihr Land durch die Mächte der 
Koalition zerstückeln ließen.** Er nennt es III, 116 „ein 
ungeheures Zugeständnis**, welches Stein, seine Denk- 
würdigkeiten noch überbietend, der Regierung des Frank- 
reichs von 1793 gemacht habe. Es mag dahingestellt bleiben, 
was es heißen soll, „seine Denkwürdigkeiten noch über- 
bietend**, denn in den Denkwürdigkeiten oder vielmehr in 
der Geschichte von 1788—1799 kommt nichts derart vor. 
Oder sind zur Abwechselung diejenigen Denkwürdigkeiten 
gemeint, über die Lehmann in der Sitzung der historisch- 
philologischen Klasse der Königlichen Gesellschaft der 
Wissenschaften zu Göttingen am 4. Juli 1896 berichtet hat? 
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In den Preußischen JahrbOchern tadelt er, dafi ich die 
Stelle nicht inhaltlich mitgeteilt habe. Ich hielt es da- 
mals für unmöglich, wie ich es heute für unmöglich halte, 
dafi aus einer Stelle, in der es heifit, dafi der revolutionäre 
Wohlfahrtsausschuß verabscheuungswOrdig gewesen sei, dafi 
er aber Nachahmung und Bewunderung bei seiner Auf- 
stellung und Entwicklung der Streitkräfte der Nation ver- 
diene, eine Billigung der Gesamthaltung nicht nur des 
Konvents, sondern auch der Legislative und der Konstituante 
gefolgert werden könne, abgesehen davon, dafi Stein in 
demselben Schreiben an Hardenberg die Mitte]mäfiigkeit 
der französischen Truppen und ihrer Feldherren, die Un- 
moral und die Verschwendung der französischen Behörden 
getadelt hat. 

Lehmann scheint selbst zu fühlen, dafi die Stelle die 
von ihm gewünschte Beweiskraft nicht habe ; er sucht also 
den Ausspruch Steins durch eine Äußerung Gneisenaus zu 
verstärken, der, wie Lehmann meint, seine Sympathie für 
die französische Revolution nicht nur bekannt, sondern 
auch motiviert habe. 

Die Äufierung steht bei Pertz, Gneisenau I, 301, nicht 
als Bestandteil einer offiziellen Denkschrift, sondern einer 
privaten Niederschrift aus dem Jahre 1807. Sie stellt die 
Gleichstellung der Stände, durch welche die Nationalkraft 
Frankreichs mächtig verstärkt sei, den anderen Staaten als 
Vorbild hin. Sie ist in den Preußischen Jahrbüchern ab- 
gedruckt, aber nicht ihrem ganzen Umfange nach, ohne 
dafi das ersichtlich gemacht wäre. Es fehlt z. B. die Stelle : 
«Dadurch kamen an die Spitze der Armeen Helden, in die 
ersten Stellen der Verwaltung Staatsmänner uQd endlich 
an die Spitze eines grofien Volkes der gröfite Mensch aus 
seiner Mitte." 
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Lehmann nennt diese Äußerung eine wundervolle, an 
der man nie auslerne, so oft man sie auch lese. 

Aber sie beweist wieder nicht , was Lehmann in sie 
hineinlegt. Denn auch sie bezieht sich wenigstens in der 
Hauptsache auf die Wirkung der Revolution nach außen. 
Oneisenaü zieht schon 1807 an demselben Strang wie 
Stein 1813. 

Im übrigen ist Gneisenau nicht identisch mit Stein. 
Seine Äußerungen können die Steins nicht ersetzen. 

Mir vorzuwerfen y daß diese Äußerung Gneisenaus in 
meinem zweiten Bande fehle, ist um so weniger angebracht, 
als sie bei Lehmann im „Stein*' auch nicht vorkommt, 
sondern erst in den Preußischen Jahrbüchern. 

Übrigens hatte Lehmann schon einmal Gneisenau zu 
Hilfe gerufen; Stein, Schamhorst und Gneisenau hätten 
sich zusammengefunden nicht nur in dem Entschlüsse, das 
Vaterland zu befreien, sondern auch in der Wahl des 
wichtigsten der Mittel dazu, in der Nachahmung des re- 
volutionären Frankreichs (II, 552). Ich hatte dem gegen- 
über auf die eigenen Äußerungen Gneisenaus über sein 
Verhältnis zur französischen Revolution verwiesen, die dahin 
lauten: „Ich habe seit 1790 so sehr feindselig gegen die 
französische Revolution gedacht" ; „stets bin ich vom Jahre 
1790 an ein Feind der französischen Revolution gewesen" ; 
„mein seit 1790 gleichbleibender Haß gegen alle Phasen 
der französischen Revolution" ; „die verruchte französische 
Revolution". 

Da der direkte Beweis mißlungen ist, sucht Lehmann 
nunmehr seine These auf eine sehr künstliche indirekte 
Art zu beweisen. 

Diese Stelle findet sich bei Lehmann 1, 136 if. und ist 
von mir II, 230 flF. Punkt für Punkt widerlegt. Ich gehe 
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auf diese Widerlegung hier nicht n&her ein, naelidem Hintze 
sich darüber ganz neuerdings in folgender Weise aus- 
gesprochen hat : „Was Lehmann an Argumenten vorbringt^ 
um wahrscheinlich zu machen , dafi Stein den Anfängen 
dieser Bewegung nicht feindlich gegentlbergestanden habe^ 
ist von Meier dermaßen kritisch zerpflückt worden, daft 
nichts davon übrig bleibt." Ich vertraue aber, dafi man 
meine Widerlegung an Ort und Stelle (II, 230 ff.) nach- 
lesen wird; um so mehr, als von alledem, was Lehmann 
behauptet hat und ich dagegen ausgeführt habe, die Leser 
der Preußischen Jahrbücher nichts erfahren haben. 



Während Lehmann seinen indirekten Beweis, dafi Stein 
und seine Freunde Verehrer der französischen Revolution 
gewesen seien, nicht geführt hat, habe ich den positiven 
Beweis geführt, dafi Stein ein Feind der französischen Re- 
volution gewesen ist (II, 215 ff.). 

Ich folgere das, nach einem kurzen Hinweise darauf^ 
dafi Stein schon auf der Universität vorzugsweise mit 
solchen umgegangen sei, welche, wie Rehberg und Brandes^ 
die Revolution, als sie zum Ausbruch gekommen war, in 
erster Linie bekämpft haben, aus seinen Briefen an Frau 
von Berg seit 1792, den frühesten der überhaupt von ihm 
erhaltenen Briefe, die ganz voll sind von Mifibilligungea 
der Revolution, von Sympathie für die Refugi^s und für 
die Bourbons, wie denn Stein zeitlebens Anhänger der ent- 
thronten Königsfamilie geblieben ist, nicht nur in Worten, 
sondern auch in Taten, und diese Gesinnung noch 1814 im 
Widerspruch mit den maßgebenden Kreisen, namentlich in 
Widerspruch mit dem Kaiser Alexander, geltend gemacht 
hat ; durch die Hinrichtung Ludwigs XV I. habe die franzö- 
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sische Nation sich zur sündhaftesten von allen in der Ge* 
schiehte erwähnten gemacht, die Bourbons hätten den 
Thron rechtlich inne; „la maison de Bourbon n'a rien fait 
ponr perdre le throne/ 

Ich folgere das weiter aus Steins staatswissenschaft- 
lichen Betrachtungen von 1810: „In keiner Geschichte findet 
man eine solche UnsitÜichkeit , einen solchen moralischen 
Schmutz als in der französischen; nirgends stellt sich das 
deutlicher und überzeugender als in der Geschichte der 
Bevolution dar , deren Gang gleich eine lasterhafte und 
verbrecherische Bichtung nahm, sobald die Schwäche der 
Begierung kund wurde und die Nation ihren Charakter 
ohne Scheu vor Strafe zeigen konnte/ 

Ich folgere das endlich aus der noch ungedruckten^ 
im Geheimen Staatsarchiv vorhandenen, von Stein eigen- 
händig geschriebenen «Geschichte des Zeitraums von 
1789— 1799** (II, 220 ff,) 

Stein geht in dieser seiner Darstellung davon aus, daB^ 
keinerlei Anlaß zur Bevolution vorhanden gewesen sei. 
Er stellt das französische ancien regime in sehr günstige 
Beleuchtung und bestreitet, daß Mißbräuche ernsterer Art 
bestanden hätten. Ludwig XVI. habe das unter seinem 
Vorgänger gesunkene Ansehen im Auslande wieder gehoben. 
Er sei nichts weniger als ein Despot gewesen. Willkür- 
liche Verhaftungsbefehle hätten schon unter Ludwig XV* 
zti den Seltenheiten gehört. In der Bastille habe man nur 
fünf Verhaftete gefunden, darunter zwei Verbrecher und einen 
Verrückten. Der Einfluß des Adels und der großen Grund- 
eigentümer sei schon durch die despotischen Maßregeln 
Biehelieus und Louvois herabgemindert, der Adel sei allen 
Abgaben mit Ausnahme der Taille und auch dieser in 
erheblichem Umfange unterworfen gewesen. . Viele höhere 
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Geistliche hätten zu den Zierden ihres Standes gehört« 
Der dritte Stand, zu großem Wohlstande gelangt durch 
Industrie, aber auch durch Staatspachtungen und Staats- 
schulden, habe sich aber nichts zu beklagen gehabt. Auch 
der Bauernstand sei in vielen Provinzen wohlhabend gewesen; 
nirgends habe ein drückendes Verhältnis zwischen Guts- 
herrn und Untertanen bestanden wie in Deutschland jenseits 
der Elbe; die französische.n Bauern seien persönlich frei 
und die noch vorhandenen Spuren der Leibeigenschaft 
^ minimal gewesen; wo Armut auf dem Lande vorhanden 
gewesen sei, habe das nur an der Übervölkerung, der über- 
mäßigen Parzellierung und an dem fehlerhaften Abgaben- 
system gelegen. Das Verhältnis dieser Stände zueinander 
sei für keinen drückend gewesen; eine Absonderung habe 
nicht bestanden, sie seien einander allmählich angenähert, 
der Übergang von den unteren zu den höheren sei ver- 
hältnismäßig leicht gewesen. 

Nicht aus Mißständen sei die Revolution hervor- 
gegangen, sondern wie alle großen Weltbegebenheiten aus 
dem Zeitgeiste, wobei allerdings auch die Individualität 
der handelnden Personen, die Schwäche des Königs und 
zufällige Ereignisse wie der Ausbruch des Kriegs in 
Betracht gezogen werden müsse. Gegen diesen Zeitgeist 
wendet sich Stein auf das allerentschiedenste ; es sei das 
allerdings eine allgemeine europäische Stimmung gewesen, 
die auf Gleichgültigkeit gegen die Beligion, auf Genufi- 
n/ sucht und auf Eifersucht der Stände gegeneinander be- 
ruht habe. Diese Stimmung sei auch in Deutschland ver- 
breitet gewesen. Er beruft sich dafür auf Friedrich den 
Großen, von dem er im übrigen mit Ehrfurcht spricht, auf 
die Schule der berliner und eines Teils der hallischen 
Theologen , . welche das bestehende religiöse System an- 



— 11 — 

gegriffen hätten, auf Nicolais Allgemeine Bibliothek. Aber 
nirgends sei dieses System so verbreitet gewesen wie in 
Frankreich, wo es in den schlechten Eigenschaften des 
französischen Volks einen Nährboden gefunden habe. Er 
nennt das französische Volk unmoralisch, neuerungssüchtig, 
eitel, dünkelhaft, selbstgefällig, aufbrausend; für diese 
Verderbtheit des öffentlichen Geistes der Franzosen macht 
er die Literatur mit ihrem Atheismus, ihrer Volks- 
fiouveränität , ihrer Verhetzung der Stände, macht er be- 
sonders Rousseau und dessen Abstraktionen verantwortlich. 
Wie Stein die Quelle der Revolution unrein nennt, so 
bezeichnet er die Folgen schlechthin als verderblich. Zwar 
sei die Beschränkung des Königtums durch Reichsstände 
ein berechtigter Wunsch gewesen, mit dem ja aber der 
König einverstanden gewesen sei, zu dessen Erfüllung er 
die Initiative ergriffen habe. Und gegen die Art und 
Weise, wie bei der Wiederberufung der £tats g6n6raux 
verfahren sei, wendet sich Stein ganz entschieden. Er 
beklagt die dabei unter dem Einflüsse Neckers hervor- 
getretene Schwäche und Nachgiebigkeit des Königs. Er 
sagt es nicht mit ausdrücklichen Worten, aber seinem 
Gedankengange liegt die Idee zugrunde, daß Revolu- 
tionen in der Regel von oben gemaclit würden. Er tadelt 
die Zuziehung der Notablen im Jahre 1788 beim Wahl- 
gesetze; der König habe dabei aus eigner Macht- 
vollkommenheit vorgehen müssen. Er tadelt auch den 
Inhalt dieses Wahlgesetzes, vor allem das Doublement du 
Tiers und daß nicht der Besitz eines mäßig großen Ein- 
kommens zur Bedingung des aktiven und passiven Wahl- 
rechts gemacht sei. Er tadelt, daß die Geschäftsordnung 
dem Ermessen einer zahlreichen heterogenen Versammlung 
überlassen sei. Und er tadelt im höchsten Grade die Ab- 
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Schaffung der ständischen Grundlage, die Abstimmung nach 
Köpfen statt nach Ständen, die Beseitigung des Drei* 
kammersystems ; er nennt es eine ungeheure Usurpation 
des dritten Standes, sich allein für das französische Volk 
zu halten und den oberen Ständen ihren seit Jahrhunderten 
besessenen Anteil an der Staatsverwaltung gewaltsam zu 
entreißen. Er spricht von dem berüchtigten Schwur im 
Ballhause , bezeichnet ihn als eine neue Usurpation des 
Tiers, weil dadurch dem Könige das unstreitige unver- 
äufierliche Recht, den Reichstag zu entlassen, entrissen sei. 
Er beklagt endlich die Zusammensetzung der Versammlung, 
die grofie Zahl von Advokaten, Pfarrern, Ärzten und 
Lehrern, und daß nicht ein bei der inneren Verwaltung 
Angestellter, nicht ein Intendant oder Staatsrat darunter 
gewesen sei. Stein läßt also an der Revolution schon in 
ihrem Anfang kein gutes Haar. Bei ihrem Verlauf tadelt 
er nicht nur die Straßenszenen, die vom 14. Juli, vom 
5. und 6. Oktober und die späteren, sondern verdammt 
auch die Beschlüsse und Taten der Nationalversammlung 
ohne jede Ausnahme. Bei dem Zusammentritt habe man 
gehofft, sie werde die wohlwollende, edle Bereitwilligkeit 
ihres guten Königs unterstützen und gemeinschaftlich mit 
ihm ein vollkommeneres Gebilde der gesellschaftlichen 
Ordnung einführen. Statt dessen habe sie mit verwegener 
Hand alle Teile einer seit Jahrhunderten bestehenden Ver- 
fassung zertrümmert, Königtum, Adel und Geistlichkeit 
vernichtet und an Stelle von Recht, Herkommen und 
Erfahrung metapolitische Formeln und eine wilde Neuerungs- 
sucht-gesetzt. Stein tadelt insbesondere auch die Beschlüsse 
des 4. August. Er nennt den Grafen von Noailles eitel 
und unerfahren; ein allgemeiner Schwindel habe die Ver- 
sammlung ergriffen; auf Anträge einzelner sich vor- 



— 13 — 

drängender Mitglieder habe sie ohne Prüfung und Berat- 
schlagung durch Akklamation unter lauten Beifallsrufen 
und H&ndeklatschen der Zuhörer innerhalb einer nächt- 
lichen Stunde ihre Beschlüsse gefaßt; sie habe in einer 
wilden, lärmenden nächtlichen Zusammenkunft mit einem 
Leichtsinn und in einem Taumel, wie er nur in Frankreidi 
möglich sei, einen ansehnlichen Anteil des Eigentums aller 
Bürgerklassen und die Rechte der Provinzen verletzt und 
vernichtet 

Er fällt endlich über das Hauptwerk der Konstituante, 
die Verfassung von 1791, das vemiditendste Urteil; das 
ganze bisherige Gebäude der gesellschaftlichen Ordnung, 
nicht nur das auf Recht und Besitzstand beruhende Ver- 
hältnis zwischen König und Volk, sondern auch das Recht 
der Korporationen und des Eigentums sei leichtsinnig zer- 
stört durch Aufrichtung eines neuen, nach den unverdauten 
metapolitischen Meinungen der eitlen Sophisten des Zeit- 
alters gebildeten Systems. Er tadelt insbesondere auch die 
an die Spitze der Verfassung gestellten Menschenrechte; 
er nennt sie eine „metaphysische Einleitung^, er spricht 1/ 
von der „berüchtigten metapolitischen D^claration des droits 
de rhomme"". Er wendet sich gegen die Verfassung selbst. 
Statt vernünftigerweise eine Teilnahme an der Gesetz- 
gebung und Abgabenbewilligung für die Versammlung in 
Anspruch zu nehmen, habe sie die gesamte Regierung an 
sich gerissen, die Monarchie in ein eitles Luftgebilde ver- 
wandelt, nur eine ohnmächtige formelle Scheinmonarchie 
gelassen, dem Könige alle Mittel zum Regieren genommen ; 
alle weltlichen und geistlichen Beamten seien vom Volke 
gewählt, der König habe sie weder belohnen, noch ohne 
große Förmlichkeiten und endliche Zustimmung der 
Nationalversammlung bestrafen können. Die Verfassung 
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von 1791 sei nicht eine Reform, sondern ein völliger Um- 
sturz. Die Konstituante habe ihre verruchten Zwecke mit 
noch verruchteren Mitteln zu erreichen gesucht. „So 
endete die Nationalversammlung, nachdem sie mit einer 
verfassungswidrigen Anmaßung aller Gewalt ihren Lauf 
begonnen hatte. Sie hätte eine für Frankreich wohltätige, 
für das Ausland nachahmungswttrdige Staatsverfassung 
schaffen können, zu deren Bildung ihr väterlicher Monarch 
sie vertrauensvoll eingeladen hatte. Der Fluch der Nach- 
welt und der Zeitgenossen wird sie verfolgen für den Miß- 
brauch, den sie von den glücklichsten Verhältnissen gemacht 
hat, die sich je Reformatoren anboten. Der Geist, der sie 
beherrschte, war nicht der Geist der Weisheit, gestützt 
durch Erfahrung, geregelt durch Tugend und Religion. E& 
war der Geist des leichtsinnig eitlen, dünkelvollen Neuerungs- 
sinns oder ein frevelhafter und verbrecherischer Partei- 
geist.** 

Ich habe noch besonders darauf hingewiesen, daß Stein 
es also nicht mache wie fast alle anderen Geschichts- 
schreiber der Revolution, die sie für eine im Prinzip ge- 
sunde und nur durch einige unglückliche Zufälligkeiten 
auf Abwege geratene Bewegung halten; die so weit mit- 
gehen, wie es ihr Parteiprogramm erlaubt, dann aber früher 
oder später bei diesem oder jenem Anlasse, bei der Zivil- 
konstitution des Klerus, beim Aufkommen der Assignaten- 
wirtschaft, beim Unterliegen der Girondisten abschwenken, 
sich seitwärts nach rechts in die Büsche schlagen und mit 
der Revolution nichts weiter zu tun haben wollen; Mit- 
läufer der Konstituante, die sich während der Legislative 
allmählich absentieren, auf den Konvent schelten, dem 
Direktorium ziemlich hilflos gegenüberstehen. Ich habe 
auch noch darauf hingewiesen, daß Stein sich bei seiner 
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Beurteilung der Revolution in vollster Übereinstimmung 
mit Niebuhr befinde und daß selbst Schlosser nicht so sehr 
von diesem abweiche, daß erst sehr viel später, als der 
deutsche Liberalismus eine spezifisch französische Färbung 
annahm und als dann so formvollendete Darstellungen wie 
die von Mignet, Thiers und Lamartine erschienen, sich 
eines großen Teils der sogenannten gebildeten Welt eine, 
ganz andere Auffassung zeitweise bemächtigt hat. Ich 
hätte das auch noch folgern können aus dem Steinschen 
Tagebuch während des Wiener Kongresses (Histor. 
Zeitschr. 60, 442). 

Wie hat nun Lehmann im „Stein" sich mit Steins 
eigener Revolutionsgeschichte auseinandergesetzt? 

Er hat möglichst wenig daraus mitgeteilt. Von den 
überhaupt zitierten Stellen beziehen sich nur drei auf 
Steins Beurteilung oder Verurteilung der französischen 
Revolution, die übrigen in der Hauptsache auf die Be- 
urteilung oder Verurteilung preußischer Verhältnisse durch 
Stein, so daß also die Darstellung Steins von der franzö- 
sischen Revolution im Lehmannschen „Stein" so gut wie * 
gar keine Beachtung gefunden hat. 

Nur im allgemeinen hat er mitgeteilt und auch das 
erst im dritten Bande ^ daß Stein sehr ungünstig über die 
Revolution geurteilt habe, daß jedoch Steins Darstellung 
als teils einseitig, teils geradezu falsch nicht zu retten sei. 
Es kommt aber in erster Linie nicht darauf an , welches 
die Meinung Lehmanns über die Meinung Steins von der 
französischen Revolution sei, sondern nur darauf, wie Stein 
selbst über die französische Revolution geurteilt habe. 
Lehmann hat dann zur Abschwächung noch außerdem 
geltend gemacht, daß die Steinsche Revolutionsgeschichte 
zum Zwecke des Unterrichts der ältesten Tochter geschrieben 
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sei; zwar nicht ausschliefilich , um sie mit Abscheu gegen 
die verübten Greuel zu erfüllen, es sei „auch'' Steins 
innere Überzeugung gewesen. Ich hatte demg^enüber 
hervorgehoben, daß Stein diesen seinen Zweck gründlidi 
verfehlt haben würde, weil kein noch so gut erzogenes 
junges M&dchen es ausgehalten hätte, diese breiten Aus- 
führungen über die Stellung der Mftchte, über die Art der 
Kriegführung, diese statistischen Tabellen über sich ergehen 
zu lassen; was freilich in vollem Mafie erst dann erkannt 
werden kann, wenn das Werk nicht mehr profanen Blicken 
entzogen^ wenn es vielmehr, was schon langst hätte geschehen 
sollen, gedruckt sein werde. Und ich hatte endlich die 
Frage erhoben, ob denn das in dem Briefe an den Grafen 
Brühl erwähnte Tableau historique identisch mit der 
Revolutionsgeschichte sei. 

Lehmann hat außerdem alles getan, um anderen die 
Benutzung zu erschweren. Er nennt zwar die Denkwürdig- 
keiten ein Juwel , hat aber nicht einmal verraten , wo 
dieses Juwel sich befindet; er hat auch den Titel falsch 
* angegeben, er, der frühere Archivar, der das Manuskript 
zwei Jahre hindurch in Göttingen gehabt hat; er benennt 
es in den ersten beiden Bänden „Denkwürdigkeiten'' und 
rückt erst im dritten Bande mit dem wahren Titel heraus. 
Der Name Denkwürdigkeiten ist durch nichts gerecht- 
fertigt, niemals amtlich gebraucht, und um so irreführender, 
als Lehmann diesen Namen schon einmal einem Steinschen 
Manuskripte beigelegt hat, welches auf einigen losen 
Blättern Aufzeichnungen aus der zweiten Hälfte des 
Jahres 1812 über russische Persönlichkeiten und Vorgänge 
enthält (Lehmann, Denkwürdigkeiten des Freiherm vom 
Stein aus dem Jahre 1812, mitgeteilt in der Sitzung der 
historisch-philologischen Klasse der Königlichen Gesellschaft 
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der Wissenschaften zu Göttingen vom 4. Juli 1896; 
Nachrichten S. 171—190). 

Wie aber zieht er sich jetzt in den Preußischen Jahr- 
büchern aus der Affäre? 

Er behauptet erstens, daß er es hauptsächlich gewesen 
sei, der das Manuskript einst vom Untergänge gerettet 
habe. Ich hatte schon II, 220 mitgeteilt, daß es aus dem 
Pertzschen Nachlaß durch Ankauf vom jüngeren Pertz in 
das Geheime Staatsarchiv gelangt sei. Lehmann behauptet 
jetzt, und er muß es ja wissen, daß es nicht vom jüngeren 
Pertz gekauft, sondern daß es von diesem erst an seine 
Witwe, dann an deren zweiten Mann gelangt sei und daß, 
als dessen Nachlaß wegen Schulden mit Beschlag belegt 
wurde, die Marburger Archiv Verwaltung gerichtsseitig 
darauf aufmerksam gemacht sei, daß unter den beschlag- 
nahmten Nachlaßsachen auch dies Manuskript sich befinde. 
Sollte Lehmann wirklich glauben, daß ohne seine Mit- 
wirkung der Ankauf nicht erfolgt sein würde? daß es 
möglich gewesen wäre, den Ankauf dieses Juwels ab- 
zulehnen ? 

Er hat ferner, was im „Stein** nicht geschehen war, 
in den Preußischen Jahrbüchern die Welt darüber auf- 
geklärt, daß das Manuskript im Geheimen Staatsarchiv 
liege, daß die Benutzung von der Archivverwaltung ab- 
hänge und daß er gern bereit gewesen sein würde, die 
Signatur anzugeben. 

Er hat außerdem in den Preußischen Jahrbüchern mit- 
geteilt, daß er sich selbst mit Editionsgedanken getragen 
habe, bis er gewahr geworden sei, daß Pertz das beste daraus 
bereits reproduziert habe und daß das, was übrig geblieben 
sei, sich nicht gelohnt hätte. Wo das von Pertz geschehen 
sei, in welchem Bande, auf welcher Seite, wird nicht gesagt. 

von Meier, Der Hinister von Stein. 2 
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Denn in dem Vorwort zu Lehmanns erstem Bande, auf 
doD er verweist, steht nichts davon, so daß wiederum die 
Yergleichung der Pertzschen Darstellung mit der Steinschen 
BevoIutioDSgeschichte sehr erschwert ist. Offenbar handelt 
es sich um Pertz I, 79 ff. Wenn es wahr wäre, daß diese 
Pertzsche Darstellung eine Reproduktion der Steinschen 
Revolutionsgeschichte wäre, würde Pertz ein Vorwurf 
daraus gemacht werden müssen, daß er dieses Umstands 
nicht gedacht habe, um so mehr als es gerade zu der Zeit, 
wo der erste Band von Pertz erschien, 1849, wo alle Welt 
unter dem Eindruck der liberalen französischen Revolutions- 
geschichtsschreibung stand, von großem Interesse gewesen 
wäre zu wissen, daß die Ansicht von Pertz eigentlich die 
Ansicht von Stein gewesen sei. Aber die Sache verhält sich 
überhaupt nicht so. Denn so sehr auch Pertz mehrfach 
Steinsche Niederschriften, ohne sie namhaft zu machen, 
in seine Darstellung aufgenommen hat, wie nach Lehmanns 
Nachweis die sogenannten Denkwürdigkeiten von 1812 und 
das Tagebuch des Wiener Kongresses, so kann doch das Gleiche 
hinsichtlich der Verwertung der Steinschen Revolutions- 
geschichte in der Darstellung von Pertz I, 79 ff, nur von 
jemandem behauptet werden, der vor gar nichts mehr 
zurückschreckt; von allen kühnen Behauptungen Lehmanns 
ist diese doch wohl die kühnste, denn bei Pertz beziehen 
sich nur fünf Seiten (I, 79 — 83) auf die französische 
Revolution in einer gegenüber der Steinschen Dar- 
stellung so abgeschwächten Art, daß das Original nicht 
wieder zu erkennen ist. Unter allen Umständen ist es 
lebhaft zu bedauern, daß Lehmann seinen Editionsplan 
nicht ausgeführt hat, weil dann der Abdruck des Steinschen 
Manuskripts, zu dem es bis heute nicht gekommen ist, 
schon damals erfolgt wäre, und weil nach erfolgtem Ab- 
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<lruck eine Darstellung wie die Lehmannsche über das 
Verhältnis Steins zur französischen Revolution einfach 
unmöglich gewesen sein würde. 

Endlich erwidert Lehmann in den Preußischen Jahr- 
büchern auf meine Bemerkung, die Steinsche Revolutions- 
^eschichte habe bei Lehmann überhaupt so gut wie keine 
Beachtung gefunden : „Das ist falsch" ; auf meine Bemerkung, 
Lehmann habe die Benutzung der Steinschen Revolutions- 
geschichte erschwert : das sei nur aus hochgradiger Erregung 
ji\ erklären ; auf meine Frage, ob die Revolutionsgeschichte 
mit dem Tableau historique identisch sei, überhaupt 
nichts, — was um so mehr zu bedauern ist, als Lehmann 
bei seiner genauen Kenntnis des Steinschen Archivs über 
•diesen Punkt orientiert sein muß und das ganze Gerede 
behufs Diskreditierung der Revolutionsgeschichte, weil sie 
zum Unterricht der Tochter gedient habe, in sich zusammen- 
fallen würde, wenn sich herausstellen sollte, daß nicht 
4iese, sondern das Tableau historique zum Unterricht 
^gedient habe. 

Jedenfalls ist der Inhalt der Steinschen Revolutions- 
:geschichte, wie er den Lesern des „Stein" vorenthalten 
wurde, so auch jetzt den Lesern der Preußischen Jahr- 
bücher vorenthalten geblieben. Hier war eine neue Quelle, 
•die Lehmann unterdrückt hat, weil sie in seinen Kram 
nicht paßte. 

Auch diesem meinem positiven Nachweise, daß Stein 
T^ein Anhänger der Revolution gewesen sei, hat Hintze zu- 
gestimmt. Mit zweifelloser Sicherheit hätte ich bewiesen, 
-daß Stein zu allen Zeiten ein abgesagter Feind der fran- 
zösischen Revolution und des französischen Wesens über- 
haupt gewesen sei, daß er die Revolution in all und jedem 
Yon ihren Anfängen an verdammt habe. Auch er legt 



— 20 — 

dabei auf die Steinsche Revolutionsgeschichte und meine 
Auszüge, deren Zuverlässigkeit er aus eigener Lektüre 
bestätigen kann, den höchsten Wert Auch er ist der 
Ansicht, daß Lehmann das Steinsche Manuskript „in 
methodisch nicht zu rechtfertigender Weise", wie er sich 
zart genug ausdrückt, bei Seite geschoben und „au& 
nicht ersichtlichen Gründen" als Denkwürdigkeiten be^ 
zeichnet habe. 

Lehmann behauptet nicht bloß, daß Stein der Revo- 
lution sympathisch gegenübergestanden habe, sondern auch, 
daß er sich von ihren Ideen und Einrichtungen bei seiner 
praktischen Tätigkeit habe leiten lassen, daß Steins Reform- 
gesetzgebung zu einem sehr erheblichen Teile unter dem 
Einfluß der Revolution, insbesondere der Gesetzgebung der 
Konstituante gestanden habe. „Er folgte den Franzosea 
in mehr als einer Benennung, er folgte ihnen aber auch 
in den Ideen, Prinzipien und Institutionen" (II, 85J0F.)- 
„Preußen zum Träger des nationalen Gedankens zu machen, 
das meinte er am sichersten zu bewirken, wenn er ihm 
jene von Napoleon als ideologisch und jakobinisch ver- 
worfenen Institutionen französischen Ursprungs oder 
Gepräges einbildete." Lehmann ist davon so durchdrungen,, 
daß er sich geradezu im Kreise dreht: Weil Stein bei 
ziemlich allen seinen Reformgesetzen Beschlüsse der Kon- 
stituante als Bausteine für die Wiederherstellung des vater- 
ländischen Gemeinwesens benutzt habe, sei es undankbar 
von ihm gewesen, in seiner Revolutionsgeschichte die Kon- 
stituante so ungünstig darzustellen; in seiner Leidenschaft 
sei ihm jene Tatsache vollständig entfallen (II, 85, 479). 

Ein direktes Zeugnis dafür, daß Stein sich zu einer 
solchen Nachahmung bekannt habe, ja daß er sich dessen 
auch nur bewußt gewesen sei, etwa demjenigen analog. 
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welches Lehmann zum Beweise der Sympathie Steins für 
•die französische Revolution in der Äußerung über den 
Wohlfahrtsausschuß gefunden zu haben glaubt, hat er hier- 
für nicht anzuführen vermocht. Er muß sich damit be- 
gnügen, hervorzuheben, daß Stein in der Nassauer Denk- 
schrift die Protokolle der Konstituante zitiert habe. Aber 
•die Zentralisation des Kassen wesens , um die es sich bei 
diesen Protokollen der Konstituante handelte, war doch 
-eine Maßregel, die mit der Revolution herzlich wenig zu 
tun hatte ; eine Angelegenheit, mit der man sich in Preußen 
schon vorher beschäftigt hatte. Gerade daraus, daß Stein 
bei dieser Angelegenheit die französische Quelle zitiert 
3iat, müßte doch gefolgert werden, daß er es auch sonst 
in wichtigeren Fällen der angeblichen Nachahmung getan 
iahen würde. 

Es gibt andrerseits bei dieser Frage auch kein solches 
Dementi wie das Steinsche Manuskript. 

Lehmann erleichtert sich die Aufgabe dadurch, daß 
-er behauptet, die Nachahmung der revolutionären Ein- 
richtungen sei keine absolute, sondern nur eine durch 
Kombination zwischen der französischen Revolution einer- 
seits und dem überlieferten Zustande Preußens andrerseits 
^ermäßigte gewesen. Die darauf bezüglichen Ausführungen 
Lehmanns habe ich im zweiten Bande, obgleich sie sich 
über mehrere Seiten erstreckten, wörtlich zum Abdruck 
.gebracht, um ihm bei der außerordentlichen Unbestimmt- 
heit dieser Ausführungen nicht unrecht zu tun. In den 
Preußischen Jahrbüchern tut er so, als ob diese Stelle nicht 
sowohl eine Einschränkung dessen wäre, was er früher 
über, den Umfang der Nachahmung geäußert hat und was 
er jetzt sorgfältig verschweigt, sondern als ob diese Stelle 
«ein eigentliches Leitmotiv wäre. Er druckt sie daher 
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nochmals ab, indem er mir wegen des Abdrucks Naivität- 
oder Versehen vorwirft. 

Bei der Analyse, wie sich die beiden Elemente, das^ 
französische und das preußische, in den einzelnen Steinschen 
Reformgesetzen und Reformgesetzentwürfen zu einander 
verhalten, mögen die Ausführungen Lehmanns, wonach 
schon bei der Annexion von Münster eine Berücksichtigung^ 
französisch revolutionärer Elemente stattgefunden haben 
soll, gegenüber meinen Ausführungen II, 271 um so mehr 
auf sich beruhen bleiben, als Lehmann in den Preußischen 
Jahrbüchern darauf nicht zurückgekommen ist. 

Unter den Gesetzen der Reformzeit steht wie über-^ 
haupt, so auch hinsichtlich der französischen Nachahmung: 
die Steinsche Städteordnung von 1808 im Vordergrunde. 
Mit ihr mag um so mehr begonnen werden, weil hier die^ 
Sache für Lehmann am günstigsten liegt, da es ihm ge- 
lungen ist, nachzuweisen, daß die Städteordnung an zwei 
Stellen wörtliche Übersetzungen aus Revolutionsgesetzen 
enthält. Ich hatte II, 314 darauf hingewiesen , daß zwar 
diese Entdeckung nicht, wie man nach Lehmann annehmen 
sollte, auf neuen Quellen, sondern auf vergleichender 
Methode beruhe, daß aber das Verdienst Lehmanns 
gerade deshalb um so größer sei. Die eine dieser 
Stellen ist der aus Art. 34 des französischen Gesetzes» 
vom 22. Dezember 1789 / 8. Januar 1790 Loi sur les- 
61ections et sur les administrations d^partementales über- 
setzte Art. 110 der Städteordnung, der davon handelt, daft 
die Stadtverordneten von den Instruktionen ihrer Wähler 
unabhängig sein sollen. Ich hatte dazu ausgeführt, daß> 
dieser Grundsatz zwar eine große theoretische Bedeutung- 
habe, daß aber in der Praxis des wirklichen Lebens wenig: 
damit anzufangen sei (II, 316 — 322). 
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Der andere Fall betrifft die aus Art. VII des französischen 
Munizipalgesetzes vom 14./18. Dezember 1789 übersetzten 
Art. 72 und 73, wonach die Wahlen der Stadtverordneten 
nach Bezirken statt nach Zünften vor sich gehen sollten. 

Lehmann hatte angenommen, daß noch in drei andern 
Fällen eine Abhängigkeit der Städteordnung von der fran- 
zösischen Bevolutionsgesetz gebung nachweisbar sei: hin- 
sichtlich der Dreiteilung der Städte, hinsichtlich der Ein- 
führung der Stellvertretung für die Stadtverordneten und hin- 
sichtlich des Alterserfordernisses der Magistratsmitglieder. 
Hinsichtlich der Dreiteilung der Städte hatte ich die Nach- 
ahmung abgelehnt, weil sie in keinem französischen 
Bevolutionsgesetze sich finde; hinsichtlich der Stell- 
vertretung hatte ich sie insofern zugegeben, als sie von 
der Revolution für alle Wahlen eingeführt ist, aber zugleich 
betont, daß diese Nachahmung keine große Wichtigkeit 
habe; hinsichtlich der Herabsetzung des Alterserfordernisses 
der Magistratsmitglieder vom 30. auf das 25. Jahr hatte 
ich bemerkt, daß wenn das wirklich eine bewußte Nach- 
ahmung des revolutionären Frankreichs sein sollte, es doch 
nicht der Mühe wert gewesen sei, dergleichen an die große 
Glocke zu schlagen, da im übrigen das Wahlrecht der 
Konstituante von dem der Steinschen Städteordnung so 
verschieden wie möglich gewesen sei. Nicht nur das 
Wahlrecht, sondern der ganze Inhalt der beiden Gesetze. 

Diese fundamentalen Unterschiede zwischen der Städte- 
ordnung und dem französischen Gemeindegesetze der Kon- 
stituante habe ich mit großer Ausführlichkeit in den drei 
Beziehungen, die überhaupt für eine Gemeindeverfassung 
wesentlich in Betracht kommen, hinsichtlich der Zu- 
ständigkeit, hinsichtlich des Organismus und hinsichtlich 
der staatlichen Aufsicht, dargelegt (II, 327 — 347). 
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In den Preußischen Jahrbüchern steht van diesen 
Unterschieden, wie sie stärker gar nicht gedacht werden 
können, kein Wort Dagegen polemisiert Lehmann gegen 
mich in folgender Weise : Nach langem Hin- und Herreden 
gestände ich die wörtliche Übereinstimmung zu; das lange 
Hin- und Herreden besteht in dem kurzen Nachweise, dafi 
die Entdeckung Lehmanns nicht auf neuen Quellen, wie 
alle Welt angenommen hatte, sondern auf Rechtsvergleichung 
beruhe. Einer meiner Sätze müsse niedriger gehängt 
werden, der nämlich: „Auch wenn hier wirklich eine be- 
wußte Nachahmung des revolutionären Frankreichs statt- 
gefunden haben sollte, war es denn der Mühe wert, der- 
gleichen und andres mehr von derselben Beschaffenheit an 
die große Glocke zu schlagen**; dieser Satz bezieht sich 
aber nur auf das Alterserfordernis der Magistratsmitglieder 
und nicht, wie jeder Leser der Preußischen Jahrbücher 
annehmen muß, auf die Nachahmung überhaupt, am 
wenigsten auf die wörtliche Übereinstimmung. Endlich 
erklärt er mein Eingeständnis der wörtlichen Überein- 
stimmung der beiden Stellen für ein Eingeständnis der 
Influenz überhaupt, für eine Bankerotterklärung, für eine 
Kapitulation. Es fielen damit alle Einwände, die ich gegen 
ihn aufgestellt hätte, hinweg; es müßten alle Zweifel 
verstummen , gerade so , wie auf dem Gebiete der Natur- 
wissenschaften das Experiment alle Einwände beseitige. 

In diesem Zusammenhange leistet er sich folgenden Satz : 
„Wenn zugestanden wird, daß die Einwirkung der franzö- 
sischen Revolution bis zur wörtlichen Entlehnung aus ihren 
Gesetzen ging, so dürfen wir a majori ad minus schließend 
den Einfluß auch da annehmen, wo wörtliche Entlehnung 
nicht vorliegt." 

Aber gerade das ist der Grundirrtum von Lehmann. 
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2fun und nimmer kann aus der wörtlichen Übereinstimmung 
einzelner Stellen in verschiedenen Gesetzen der Schluß 
gezogen werden, daß diese Gesetze auch in allem übrigen, 
in der Hauptsache, miteinander übereinstimmen müßten. 
Es kann sehr wohl vorkommen, daß z. B. in einem Patent- 
gesetze, welches auf dem Anmeldeverfahren beruht, ein 
•oder mehrere Paragraphen wörtlich aufgenommen sind, 
welche sich in einem andern auf dem Yorprüfungsverfahren 
^beruhenden Gesetze finden, ohne daß dadurch die Wesens- 
verschiedenheit beider Gesetze irgendwie in Frage gestellt 
^ird. Die preußische Verfassungsurkunde, die fast ganz aus 
•der belgischen wörtlich übersetzt ist, weicht in drei oder 
vier Artikeln so wesentlich von der belgischen ab, daß beide 
Verfassungen als typische Beispiele für den Unterschied 
zwischen einer parlamentarischen und einer konstitutionellen 
Verfassung bezeichnet werden können, was im dritten Bande 
näher nachzuweisen sein wird. 

Diese wörtliche Übereinstimmung, die ich mit Becht 
an einer andern Stelle meines Buches ein Euriosum ge- 
nannt habe, von der es gar nicht feststeht, ob sie von 
Stein selbst oder mehr oder weniger hinter seinem Rücken 
vorgenommen sei, hat Lehmann dazu verführt, daß er nicht 
nur die Steinsche Städteordnung , sondern auch die ganze 
Steinsche Reformgesetzgebung von der französischen 
Bevolution ableitet. Diese beiden wörtlich überein- 
stimmenden Paragraphen sind für ihn verhängnisvoll ge- 
^worden. 

Als es sich um die Verfassung des platten Landes 
handelt, liegt für Lehmann II, 506 die Frage nahe, wes- 
lialb Stein nicht auch hier, wie er es in den Städten getan, 
das französische Beispiel befolgt habe. Ich hatte II, 352 
erwidert: „Wenn Stein dem französischen Beispiele der 
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Konstituante hätte folgen wollen, wäre die Sache freilich 
sehr einfach gewesen: Organisation jeder Zwerggemeinde 
nach allgemeinem Stimmrecht, über der Ortsgemeinde 
weder Kreis noch Provinz. Wenn Stein aber nur in der 
Weise dem französischen Beispiele hätte folgen wollen, 
wie er es bei der Städteordnung getan hat, wäre es mit 
der Nachahmung nicht weit her gewesen, sie hätte sich 
dann nur auf Nebendinge und Äußerlichkeiten beschränkt." 
Ganz abgesehen davon, daß die Nachahmung der Konstituante 
überhaupt nicht zu einer Landgemeindeordnung, sondern 
zu einer Gemeindeordnung für Stadt und Land, zur Ab- 
schaffung der Städteordnung geführt hätte. 

Lehmann hat aber auch die Reorganisation der Staats- 
verwaltung aus der französischen Revolution abgeleitete 

Schon in der Umgestaltung des Kabinetts, einer 
spezifisch preußischen Einrichtung, die es in Frankreich 
niemals gegeben hat, die also von der Revolution gar 
nicht umgestaltet werden konnte, hat er einen Anklang an 
die Ideen von 1789 gefunden, indem er sich dafür auf den 
Art. 16 der Menschenrechte beruft, der also lautet: Toute 
soci6t6 dans laquelle la garantie des lois n'est pas assur^e 
ni la Separation des pouvoirs d6termin6e, n'a point de 
Constitution. Es wird das von Lehmann dahin erläutert,, 
das Verbot an die Kabinettsräte, dem Könige Vortrag zu 
halten, sei gleichbedeutend mit einem an den König 
ergangenen Verbote, sich außer seinen Ministem andere 
Ratgeber zu suchen , eine Neuerung , die dem Prinzip der 
absoluten Monarchie diametral entgegenstehe. Ich habe 
darauf II, 309 erwidert, daß das nicht nur der absoluten. 
Monarchie diametral entgegenstehe, sondern jeder wahren 
Monarchie. Lehmann setze dabei eine Staatsverfassung 
voraus, wie sie noch niemals bestanden habe, wo der 
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Schwerpunkt der Staatsgewalt in das Kollegium der vomf 
Könige ernannten und entlaßbaren Minister gelegt wäre^. 
welche den König hätten abvotieren können, so daß an 
Stelle des monarchischen Absolutismus ein bureaukratischer 
getreten sein würde. Aber bei allem Eingehen des Königs^ 
auf Steins angebliche Pläne hätte er es doch unter allen 
Umständen in der Hand gehabt, den künstlichen Bau da«^ 
durch über den Haufen zu werfen, daß er den als Kabinetts- 
rat maßgebenden Mann zum Minister gemacht hätte, was» 
tatsächlich geschehen ist, da auf Steins eigenen Vorschlag 
der inzwischen zum Kammergerichtspräsidenten ernannte- 
Geheime Kabinettsrat Beyme zum Justizminister ink 
Ministerium Altenstein-Dohna ernannt wurde. 

Für die Reorganisation des Ministeriums soll nach 
Lehmann das französische Gesetz vom 27. April/ 25. Mai 1790 
Loi pörtant l'organisation du ministfere zum Vorbilde ge- 
dient haben. Doch jedenfalls nicht in der Hauptsache^ 
Denn es ist eins von denjenigen Gesetzen der Konstituante^ 
welche in Übereinstimmung mit der Verfassung von 1791 
den Zweck verfolgten, das formell bestehen gelassene 
Königtum materiell zu vernichten, indem die Minister aus- 
Organen des Königs zu solchen der Konstituante gemacht 
wurden. In dieser Hinsicht lag das französische Gesetz- 
sternenweit von den Steinschen Tendenzen entfernt. 
Lehmann in den Preußischen Jahrbüchern ist nicht darauf 
zurück gekommen. 

Aber auch sonst hat das Gesetz von 1791 nicht zum 
Vorbilde gedient. Nicht bezüglich der Herstellung eines- 
einheitlichen Fachministeriums; schon deshalb nicht, weil 
das revolutionäre Gesetz in dieser Hinsicht gar nichts an 
dem bestehenden Zustande geändert hat, da schon lange- 
yor der Revolution in Frankreich eine administrative^ 
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Einheit in der Zentralinstanz bestanden hat, so daß man 
allenfalls von einer Nachahmung des ancien regime, aber 
nicht von einer Nachahmung der Revolution sprechen 
könnte. In den Preußischen Jahrbüchern hat Lehmann 
^uch darauf nichts zu erwidern gehabt. 

Noch mehr als sonst hält sich Lehmann hier an Neben- 
sachen und Kleinigkeiten: an die Benennung einzelner 
Ministerien, an die Ressorts einzelner Ministerial- 
^epartements , an die Titulatur der Ministerialbeamten. 
Ich habe das II, 300 ff. im einzelnen widerlegt, und die 
-Geduld der Leser dadurch auf eine scharfe Probe ge- 
stellt, dem Eindrucke meines Buches dadurch geschadet; 
-es war ein Fehler in der Komposition, diese Lappalien 
nicht in eine Beilage verwiesen zu haben. Wenn 
aber Lehmann in den Preußischen Jahrbüchern mir klein- 
liche Polemik vorwirft, so kann doch eine Polemik nicht 
^yroßzügig sein, wenn die zu widerlegenden Behauptungen 
-es nicht sind. Eine Widerlegung im einzelnen war aber 
unbedingt erforderlich. 

Auch hinsichtlich des Staatsrats soll sich Stein nach 
Lehmann an das Muster Frankreichs gehalten haben, an 
den kaiserlichen conseil d'6tat. Also diesmal nicht an das 
revolutionäre, welches den Staatsrat abgeschafft hatte. 
Aber auch die Nachahmung des napoleonischen Staatsrats 
durch Stein trifft nicht zu, weder hinsichtlich des von 
Stein im Organisationsplan noch hinsichtlich des von Stein 
in der Verordnung vom November 1808 in Aussicht ge- 
nommenen Staatsrats ; auf den Staatsrat des Organisations- 
plans deshalb nicht, weil dieser in Wahrheit eine oberste 
Ätaatsverwaltungsbehörde , ein aus den Ministern und 
-sonstigen Beamten bestehendes Staatsministerium war, auf 
•den Staatsrat der Verordnung von 1808 deshalb nicht, weil 
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dieser, eine Behörde neben dem Staatsministerium, hinsicht- 
lich der Zusammensetzung und hinsichtlich der Zuständigkeit 
mit dem napoleonischen Staatsrat durchaus nicht überein- 
stimmte. 

Endlich erblickt Lehmann auch darin „eine Annäherung: 
Steins an die Maximen der Patrioten von 1793, „mochte er 
sich von ihren Maximen noch so fernhalten^, daß Stein 
den Plan verfolgt habe, die EntlaBbarkeit der Beamten 
über die engen Schranken hinaus, welche das Allgemeine 
Landrecht gezogen hatte, zu erleichtem. Aber die Patrioten 
von 1793 haben sich überhaupt keine Schranken gefallen 
lassen und jeden Beamten, der nicht nach ihrer Pfeife 
tanzen wollte, zum Teufel gejagt, bis Napoleon auch hier 
Ordnung geschaffen hat, indem er die Richter für unab- 
setzbar, die Verwaltungsbeamten aber für beliebig absetz- 
bar erklärte. Stein hat sich auch hier an das „ältere Her- 
kommen im Ein- und Ausland, wo alle Stellen mit Aus- 
nahme der richterlichen amovibel sind^, gehalten, indem 
er die landrechtlichen Sätze für „eine Erfindung der 
neueren deutschen Gerichtshöfe" erklärte (Pertz, II, 286 ^ 
Denkschriften 178). 

Während Lehmann mit den Bessortverhältnissen 
einzelner Ministerialdepartements sich beschäftigt, hat er 
keinen Blick für die Stellung dieser Departements zu den 
Ministem, die damals in Preußen durch Stein so gestaltet 
wurde, daß sie nicht nur von der gleichzeitigen franzö- 
sischen, sondern von den Einrichtungen aller anderen 
Länder vorher und nachher auf das fundamentalste abwich. 
Die Direktoren dieser Departements hatten die Genehmigung 
des Ministers allein in den Fällen einzuholen, wo er selbst 
einer unmittelbaren königlichen Autorisation oder Be- 
stimmung bedurfte, außerdem eine Anzeige an den Minister 
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nur in ganz wenigen Fällen zu erstatten usw. (II, 303). 
Wilhelm von Humboldt, seit dem 20. Februar 1809 an der 
Spitze der Sektion des öffentlichen Unterrichts im 
Ministerium des Innern, hat an den Grafen Dohna fast 
niemals berichtet, an Dohna und Altenstein nur, wenn er 
Geld haben wollte. Seinen Abschied hat er in der Haupt- 
sache deshalb genommen, weil künftig die Geheimen 
Staatsräte zwar in den Angelegenheiten ihres Bessorts ein 
Yolles, im übrigen aber lediglich ein konsultatives Votum 
haben sollten. 

Selbst bei der Reorganisation der Provinzialbehörden 
fehlt bei Lehmann der Hinweis auf das revolutionäre 
Frankreich nicht, da die §§ 34 und 50 der Geschäfts- 
instruktion für die Regierungen vom 26. Dezember 1808, 
<<lie den Freihandel zum Staatsprinzip erhoben, nach 
Lehmann halb an die Erklärung der Menschenrechte, zur 
andern Hälfte an die Einleitung zum Allgemeinen Land- 
recht anklingen sollen, während er ein anderes Mal ihre 
Übereinstimmung mit Adam Smith betont. Die Überein- 
stimmung mit Adam Smith ist sogar eine solche, daß die 
beiden Paragraphen Wort für Wort ans der Wealth of 
nations in die nach Steins Rücktritt erlassene Geschäfts- 
instruktion herübergenommen sind, was wohl in der ganzen 
Oeschichte der Gesetzgebung aller Völker und Zeiten 
weder vorher noch nachher jemals vorgekommen ist. Also 
mit der französischen Nachahmung ist es wieder einmal 
nichts. 

Dagegen hat es Lehmann nicht über sich gewinnen 
können, auch nur mit einer Silbe des Umstandes zu ge- 
denken, daß größere Gegensätze als diejenigen, welche 
zwischen der provinziellen Behördenorganisation Preußens, 
wie sie durch Stein erfolgt ist und wie sie im Grunde 
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schon während des ganzen 18. Jahrhunderts bestanden 
hatte, und derjenigen provinziellen Behördenorganisation, 
wie sie die französische Revolution geschaffen hat, gar 
nicht denkbar sind. Die Mitglieder der Departements- 
und Distriktsbehörden wurden in Frankreich gewählt, nach 
allgemeinem Stimmrecht, auf kurze Zeit ; während die Mit- 
glieder der preußischen Regierungen , selbst die land- 
ständischen Repräsentanten, nicht gewählt, sondern ernannt 
wurden, die Repräsentanten aus den drei historischen 
Ständen. Die Geschäftsbehandlung war sowohl in Preußen 
wie im revolutionären Frankreich eine koUegialische; aber 
während das im revolutionären Frankreich eine völlige 
Neuerung bedeutete, war es für Preußen alten Rechts, 
sodaß wenn von Nachahmung überhaupt gesprochen werden 
soll, die Kollegialität eine Nachahmung Preußens durch 
die Revolution sein müßte; als sie im napoleonischen 
Frankreich wieder abgeschafft wurde, ist sie in der 
preußischen Verordnung von 1808 sogar auf die Regierungs- 
präsidien ausgedehnt. Die Zuständigkeit der Regierungen 
nach der Verordnung von 1808 war in Preußen eine all- 
umfassende, sodaß es neben den Regierungen andre Ver- 
waltungsbehörden gar nicht gab, während in Frankreich 
besondere Behörden für die direkten und indirekten 
Steuern, für Domänen und Forsten, für Berg-, Hütten- 
und Salinenwesen, für Gewässer, Brücken und Chausseen 
bestanden, alle bureaukra tisch organisiert. Die Zuständigkeit 
der Verwaltungsbehörden in Justizsachen ist in Preußen 
durch die Verordnung von 1808 bedeutend eingeschränkt, 
in Frankreich in der bisherigen weiten Ausdehnung be- 
stehen geblieben, nur daß später Napoleon sich entschloß, 
für diese Verwaltungsjustizsachen besondere koUegialische 
Behörden einzurichten. 
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Auch bei seinen Bestrebungen zur Herbeiführung einer 
landständischen Verfassung soll Stein dem Beispiele der 
französischen Revolution gefolgt sein. Zum Beweise dafür 
beruft sich Lehmann zunächst auf den ostpreußischen 
Landtag vom Februar 1808, nämlich darauf, daß Steiu 
damals den Kölmern das Recht verschafft habe, in jeden^ 
Kreise einen Deputierten zu wählen, auch den Domänen- 
Pächtern das Wahlrecht gegeben sei. Lehmann gibt 
zwar selbst zu, daß trotzdem die bürgerlichen Stimmen 
sehr gering gewesen seien, fährt aber fort: „Dennoch war 
es, wenn wir kleines mit großem vergleichen dürfen, eine 
Maßregel, die sich in derselben Richtung bewegte wie das 
von der französischen Krone" — also nicht von der fran- 
zösischen Revolution — „verfügte Doublement du Tiers des- 
Jahres 1788". In noch viel größerem Maße sei der 
deutsche Staatsmann in die Fußtapfen der Konstituante 
getreten bei der Frage der Abstimmung ; in doppelter Weise 
sei er der Revolution gefolgt, nicht nur darin, daß an 
Stelle der Abstimmung nach Landschaftsbezirken die nach 
Köpfen getreten sei, sondern auch darin, daß die Ab* 
Stimmung nicht wie bis dahin an Instruktionen gebunden 
sei. Als dann Auerswald in seiner Eröffnungsrede „ein 
ruhiges Hinsehen auf das Wohl des Ganzen, verbunden 
mit freiwilliger Aufopferung jeder einseitigen Privatansicht, 
sobald diese den Beifall der Mehrheit der Landtags- 
mitglieder nicht für sich hat", der Versammlung ans Herz 
legt, bricht Lehmann in die Worte aus: „Welche grund- 
stürzenden Ereignisse hatten geschehen müssen, wenn in 
diesem erzmonarchischen Preußen der Vertreter des Königs 
ermahnte, sich dem Willen der Mehrheit zu unterwerfen. 
War das etwas anderes, als was 1789 in Frankreich ge- 
fordert und durchgesetzt wurde?" Was zunächst die Ab- 
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stimmungsfrage betrifift, so hatte ich darauf hingewiesen, 
daß in allen ständischen Versammlungen für die Beschluß- 
fassung jedesmal die Mehrheit maßgebend gewesen ist, 
namentlich die Mehrheit in den Kurien, sofern nicht jura 
singulorum in Frage kamen. Hinsichtlich der Änderung 
in der Zusammensetzung hatte ich ausgeführt, daß der 
Landtag, von dem hier die Bede ist, gar kein wirklicher 
Landtag war, kein solcher wie er sich über das Allgemeine 
Landrecht gutachtlich hatte vernehmen lassen, wie er noch 
1798 wegen Aufhebung der Erbuntertänigkeit abgehalten 
war, wie er 1813 die Initiative für den Unabhängigkeits- 
kampf ergriffen hat; daß er nichts war, als das 1788 ge- 
schaffene Organ der ritterschaftlichen Kreditgenossenschaft 
der Provinz, das Organ eines Pfandbriefinstituts, wie 
Lehmann selbst die Bezeichnung eine einigermaßen miß- 
verständliche nennt; daß die Berufung, um die es sich hier 
handelt, zu dem Zwecke erfolgt war, im Interesse des 
Wertes der ostpreußischen Pfandbriefe eine breitere Basis 
dadurch herzustellen, daß auch die Domänen in diesen 
landwirtschaftlichen Kreditverband aufgenommen wurden, 
was bis heute eine Singularität geblieben ist, deren Be- 
deutung aber noch heute in einem meistens etwas höheren 
Kurse der ostpreußischen Pfandbriefe zutage tritt, und daß 
außer den Domänen aus demselben Grunde die sogenannten 
kölmischen Güter aufgenommen wurden; daß bei der Zu- 
lassung der kölmischen Güter, einer ganz spezifisch ost- 
preußischen Eigenart, die auch dort auf wenige Kreise 
besonders in Litauen sich beschränkte und die darin bestand^ 
daß sie von grundherrlichen Abgaben völlig frei waren, 
etwa wie die englischen freeholders, daß bei ihrer Zulassung 
nur wirtschaftliche, nicht aber politische Gründe in Betracht 
gekommen sind, daß diese Kölmer zur Aufnahme in die 

Yon üeier, Der Minister von Stein. 3 
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Kreditgenossenschaft sich um so mehr eigneten, als ihre 
15000 Hufen dem dritten Teile des adligen Grundbesitzes 
gleichkamen, daß endlich dieser angeblich nach den Ideen 
der französischen Revolution umgestaltete Landtag auch 
nach dieser Reorganisation völlig des eigentlichen bürger- 
lichen Elements entbehrte, weil die Städte auf ihm nichts 
zu suchen hatten. Ich habe noch zum Beweise, wie wenig 
diese Kölmer sich bewußt waren, der französischen Revo- 
lution ihre Aufnahme ins landschaftliche Kreditinstitut zu 
verdanken, darauf aufmerksam gemacht, daß in einer 
gegen das Gendarmerieedikt und das Regulierungsgesetz 
gerichteten Eingabe, welche neben Adligen auch die köl- 
mischen Gutsbesitzer des Kreises Mohrungen im März 1811 
dem Könige überreichten, gesagt wurde: „Der Einfluß der 
französischen Gesetze verbreitete seinen giftigen Hauch 
unter uns.** 

Zum weitern Beweise dafür, daß Stein bei seinen Be- 
strebungen zur Herbeiführung der landständischen Ver* 
fassung dem Vorbilde der französischen Revolution gefolgt 
sei, legt Lehmann darauf Gewicht, daß Stein in seinem 
Entwürfe einer deutschen Bundesverfassung sehr viel ent- 
schiedener als in der Nassauer Denkschrift und im 
politischen Testamente das Individuum in die Rechte ein- 
gesetzt habe, die ihm nach Steins Weltanschauung gebührt 
hätten. „Wieder wie 1808 gemahnen seine Entwürfe an 
das französische Vorbild, die Ideen von 1789, nur an eine 
andre Reihe aus ihrer Mitte." Um eine Habeas corpus 
Akte habe es sich gehandelt usw. III, 348 ff. Ich hatte 
darauf erwidert: „Und das sollen Ideen von 1789 sein? 
In Wirklichkeit waren es englische Nachahmungen, die 
auch in Frankreich zum großen Teil von England 
importiert waren, germanische Ideen, die auch in Deutsch- 
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land zur Zeit des ständischen Mitregiments, sogar in den 
leiten des Absolutismus, größtenteils geltendes Becht ge* 
wesen sind." 

Von der Nassauischen Konstitution 1814, an deren 
Zustandekommen der Anteil Steins, wie Lehmann nach- 
gewiesen hat, ein sehr großer gewesen ist und von der 
Lehmann behauptet, daß sie sich dem Steinschen Ideal 
^iner Volksvertretung sehr genähert habe, behauptet doch 
Lehmann selbst nicht, daß die Ideen von 1789 nachgeahmt 
«eien, gesteht vielmehr zu, daß Stein sie als eine englische 
Nachahmung, nach verjüngtem Maßstabe auf viele eng- 
lische Besitzungen wie Kanada angewendet, bezeichnet habe. 



Auch bei seinen Versuchen, eine Einkommensteuer in 
Preußen einzuführen, soll Stein nach Lehmann die franzö- 
sische Revolution als Vorbild benutzt haben. Lehmann 
l)eruft sich dafür auf das Dekret vom 3. September 1793 
•qui 6tablit un emprunt forc6. Diesem Dekrete liegt eine 
stark sozialistische Tendenz zur Ausgleichung der Vermögens- 
verhältnisse zugrunde, die damals ganz offen eingestanden 
wurde. Die Progression ist derart, daß der Betrag der 
Zwangsanleihe bei 1000 Livres Einkommen sich auf 100, 
bei 1500 Livres Einkommen auf 200, bei 30000 Livres 
Einkommen auf 25500, bei 100000 Livres Einkommen auf 
^5000 belaufen sollte. Es ist ganz gleichgültig, wie diese 
Maßnahme unter den damaligen Umständen zu beurteilen 
ist; es ist nicht unmöglich, daß sie von Stein ebenso ge- 
billigt wäre wie die Rekrutierungsmaßregeln des Konvents 
und des Wohlfahrtsausschusses. Lehmann hebt selbst her- 
vor, daß es sich um eine Maßnahme des Konvents aus 
desßen gewaltsamster Zeit handele, um eine solche, die 
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nicht sowohl der organischen Gesetzgebung angehört habe^ 
als vielmehr durch ganz außerordentliche Umstände herbei- 
geführt sei. 

Und dieses Dekret, das er wahrscheinlich nie zu sehen 
bekommen hat, soll Stein bei den Entwürfen einer preußi- 
sehen Einkommensteuer zugrunde gelegt, an dieses Vor- 
bild sich gehalten haben! Der Titel, meint Lehmann, sei 
irreführend, es handle sich nicht um eine Zwangsanleihe^ 
sondern um eine Einkommensteuer. 

Lehmann scheint selbst zu fühlen , daß er hier zu 
weit gegangen sei, denn er hält das Dekret in den 
Preußischen Jahrbüchern möglichst im Hintergrunde und 
schiebt statt dessen diejenigen Stellen seines „ Stein "^ vor,, 
in denen er zur Abwechslung behauptet, daß für Stein^ 
was natürlich richtig ist, die englische Einkommensteuer- 
gesetzgebung das Vorbild gewesen sei. Aber das nützt 
ihm deshalb nichts, weil er noch weiter gegangen ist und 
von der englischen Einkommensteuergesetzgebung behauptet 
hat, daß sie gleichfalls unter dem Einflüsse der franzö- 
sischen Revolution gestanden habe. Das ist zwar insofern 
richtig, als die englische Einkommensteuer ihre Entstehung 
dem kriegerischen Vorgehen Englands gegen das revo- 
lutionäre Frankreich verdankt. Indessen ist das die 
Meinung Lehmanns nicht. Denn er behauptet, hält es- 
wenigstens für wahrscheinlich, daß neben älteren Statuten, 
die er nicht näher bezeichnet, auch für die englische Ein- 
kommensteuer das Dekret von 1793 maßgebend gewesen 
sei, so daß also die Nachahmung Englands von Seiten 
Steins, wenn auch nicht direkt, so doch indirekt ein 
Produkt jenes Dekrets gewesen sein würde. 

Wie Lehmann das aus den englischen Parlaments- 
debatten beweisen will, ist seine Sache. 
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Soll man denn schließlich noch darauf hinweisen, dafi 
trotz des Art. 13 der Menschenrechte, aus dessen Fassung 
-die sofortige Einführung einer Einkommensteuer gefolgert 
werden könnte, weder von der Konstituante, noch von 
irgend einer der folgenden Begierungsgewalten während 
des ganzen Verlaufs der Revolution auch nicht einmal 
Ansätze zu einer Einkommensteuergesetzgebung wahrnehm- 
l)ar sind, daß man sich auch im 19. Jahrhundert unter der 
Restauration wie unter der Julidynastie, unter Napoleon III, 
und unter den beiden Bepubliken stets um eine Einkommen- 
steuer zu drücken gewußt hat? 



Einzelne Bedewendungen in Militärgesetzen der fran- 
zösischen Bevolution, auch in den Motiven zu solchen Ge- 
setzen stimmen nicht etwa mit den entscheidenden preußi- 
schen Militärgesetzen von 1813 und 1814, wohl aber mit 
Gesetzentwürfen und dazugehörigen Erwägungen der so- 
genannten Konskriptionskommission aus den Jahren 1809 
und 1810 wörtlich überein. Daraus hat Lehmann wieder 
-den Schluß gezogen, daß die preußische allgemeine Wehr- 
pflicht ein Produkt der französischen Bevolution sei. 

Er hatte früher auch in dieser Beziehung die ganz 
-entgegengesetzte Ansicht vertreten, wonach die preußische 
allgemeine Wehrpflicht die natürliche Fortbildung der von 
Friedrich Wilhelm I. eingeführten Kantonpflicht sei. Im 
„Knesebeck und Schön" heißt es S. 284: „Wenn je eine 
Institution aus der Natur eines Staates erwuchs, so ist es 
die allgemeine Wehrpflicht. Sie ist so spezifisch preußisch, 
daß man die Behauptung wagen kann: hier mußte sie zu- 
erst Wurzel schlagen." Er hatte besonders darauf hin- 
gewiesen, daß Scharnhorst selbst von der Überzeugung 
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durchdrungen gewesen sei, daß bereits Friedrich Wilhelm I. 
„die Idee der allgemeinen Wehrpflicht wenn auch nicht in^ 
vollen Glänze, so doch in gebrochenem Lichte geschaut 
habe". „König Friedrich Wilhelm I.", heißt es in einem 
der Schamhorstschen Denkschriften, „führte im Jahre 1733,. 
der erste in ganz Europa, die allgemeine Konskription 
ein."" Lehmann hatte am Schluß dieser Ausführungen 
darauf hingewiesen, daß durchaus zu brechen sei mit der 
hergebrachten Auffassung der preußischen Geschichte, 
welche, um das Licht der Epoche nach dem Tilsiter 
Frieden desto heller erscheinen zu lassen, auf die voran- 
gehenden Dezennien die tiefsten Schatten lege, indem er 
darauf aufmerksam machte, daß auch die Bauernemanzipation 
nicht ausschließlich ein Produkt der Unglückszeit nach Jena 
gewesen sei. 

Im „Stein^ liest man das alles ganz anders. 

Es heißt, am 3. August 1808 sei eine Konskription^ 
nach dem Beispiel „des revolutionären, diesmal sogar des 
jakobinischen Frankreichs angekündigt worden"; „von den 
Breschen, die in den fridericianischen Staat gelegt wurden,, 
eine der breitesten und tiefsten" ; „die Konskription sollte 
eingeführt werden, und zwar nicht in der durch Napoleon 
bewirkten Ermäßigung, sondern in der brutalen Formulierung: 
des Jakobinertums" ; „der Militarismus, mit dem Preuße» 
groß geworden war, sollte aufhören"; „eine Art Bürger- 
wehr oder Schützengilde sollte neben die Regimenter treten,, 
auf deren Fahnen die Namen Hohenfriedberg und Prag,, 
Roßbach und Leuthen prangten" (II, 545, 593). 

In meinem zweiten Bande hatte ich die Ansicht vom 
französischen Ursprünge der preußischen allgemeinen Dienst- 
pflicht zunächst durch den Nachweis bekämpft, daß gerade^ 
diese Idee nicht zu den Ideen von 1789 gehört habe, daft 
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vielmehr die Konstituante fast einstimmig die Eonskription 
abgelehnt, dagegen die freiwillige Einreihung, das Werbe- 
system, das Söldnerwesen für die einzige, einem freien 
Yolke gemäße Rekrutierungsweise erklärt habe. Man ver- 
langte damals nach Rechten, nicht aber nach Pflichten. 
Unter der Legislative ist nichts weiter geschehen als daß 
neben dem stehenden Heere, das ja auch aus Freiwilligen 
l)estand wie noch heute in England, daß neben der so- 
genannten Linie ein zweites Heer aufgestellt wurde, die 
eigentlich sogenannten Volontairs, das sich dadurch von 
dem anderen unterschied, daß das Engagement kein so 
festes und langfristiges war» daß diese sogenannten Volon- 
tairs höheren Sold bezogen und daß sie ihre Offiziere und 
Unteroffiziere wählten. Die Disziplinlosigkeit dieser Volon- 
tairs, die nicht etwa Idealisten, sondern der Auswurf der 
Gesellschaft, der Abhub der großen Städte waren, übertrug 
sich auch auf die Linie und alle noch so beweglichen An- 
sprachen, wie die des Konvents vom 19. Oktober 1792, in 
der auf die Haltung der Römer zur Zeit Porsenas hin- 
gewiesen wurde, hatten nicht einmal' den Erfolg, die er- 
forderliche Zahl von Freiwilligen auf die Beine zu bringen. 
Der Konvent hat sich zwar zur Einführung der all- 
gemeinen Wehrpflicht entschlossen, aber nicht aus Gleich- 
heitsbedürfnis, sondern aus Stärkebedürfnis, aus der 
bittersten Notwendigkeit, nachdem das Freiwilligkeitsprinzip 
versagt hatte, nachdem alle Aufrufe, daß das Vaterland 
in Gefahr sei, ohne nachhaltigen Erfolg geblieben waren, 
nachdem sich endgültig herausgestellt hatte, daß es mit 
dem freiwilligen Elan der Nation nichts sei. 

Aber auch deshalb ist die neue Lehre Lehmanns vom 
französisch-revolutionären Ursprung der preußischen all- 
gemeinen Wehrpflicht nicht wahr, weil diese, wenn auch 
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im Prinzip in beiden Ländern angenommen, in Preufien 
ohne, in Frankreich nach einigem Schwanken mit Stell- 
Vertretung zur Einführung gelangt ist. Noch im Februar 

1793 ist die Stellvertretung vom Berichterstatter Dubois- 
Cranc6 für zulässig erklärt ; erst das Gesetz vom 23. August 
1793, welches aber nur bis zu dem Augenblicke gelten 
sollte, wo der Feind aus dem Territorium der Republik 
vertrieben sein würde, hat sie beseitigt; aber schon nach 
drei Vierteljahren ist sie durch das Gesetz vom 17. April 

1794 wieder zugelassen, um dann, als wieder Not am Mann 
war, durch das Gesetz vom 2. Juli 1795 nochmals beseitigt 
zu werden usw. 

Preufien ist bei seinem Ausschlufi der Stellvertretung 
seiner geschichtlichen Entwicklung gefolgt, da das preufiische 
System der Kantonpflicht niemals die Stellvertretung ge- 
kannt hat, während Frankreich sich nicht, wie Lehmann 
fälschlich annimmt, auf eine alte Tradition stützen konnte, 
lyeil während des alten Staatswesens und bis tief in die 
Revolution hinein überhaupt keinerlei Art von Wehrpflicht, 
sondern ein System freier Werbung, das Söldnersystem 
bestanden hat. 

Für diesen fundamentalen Unterschied sollte gerade 
Lehmann um so empfänglicher sein, als er den Beweis 
dafür, daß Scharnhorst und nicht der ostpreufiische Land- 
tag der Urheber der Landwehr sei, hauptsächlich darauf 
gestützt hat, dafi Scharnhorst für die unbedingte persönliche 
Dienstpflicht gewesen sei, während der ostpreußische Land- 
tag die Stellvertretung gewollt habe. Lehmann hat doch 
selbst damals darauf hingewiesen, daß Scharnhorst zwei 
Denkschriften fast ausschließlich dem Nachweis von der 
Schädlichkeit der Stellvertretung gewidmet habe-, sie habe 
in Frankreich einen förmlichen Seelenhandel zur Folge 
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gehabt, der nicht selten von Männern aus den achtungs- 
würdigsten Ständen, von kaiserlichen Beamten und Predigern 
betrieben worden sei; die Stellvertretung sei ein Gift, 
welches die Sitten und den Charakter der Nation angreife 
(Knesebeck und Schön, 271, 279). In einer anderen Schrift 
Lehmanns, die im Jahre 1877 erschienen ist, heißt es so- 
gar: „Das Lebensgesetz der Schamhorstschen Landwehr 
war die allgemeine Wehrpflicht; zwischen dieser aber und 
dem Prinzip der Stellvertretung gibt es keine Versöhnung* 
(Stein, Schamhorst und Schön, S. 82). 

Aus solchen Erwägungen heraus habe ich mit vollem 
Bewußtsein in meiner Darstellung über den Verlauf der 
revolutionären Militärersatz-Gesetzgebung nicht das unter 
dem Direktorium erlassene Gesetz vom 13. Fructidor VI 
{1798), sondern das unter dem Konsulat erlassene Regle- 
ment vom 17. Ventöse VIII (1800) angeführt. 

Ich habe das Direktorialgesetz vom Jahre VI nicht 
angeführt, obgleich es ein wirkliches Ersatzgesetz ist, weil 
es von Widersprüchen wimmelt, eigentlich aus lauter 
Widersprüchen besteht. Es beruft sich im Eingang auf 
Art. 9 der Deklaration der Menschenpflichten, wonach 
jeder Bürger dem Vaterlande seine Dienste widmen muß, 
zugleich aber auf Art. 286 der Direktorialverfassung, wo 
«s heißt, daß das Heer durch freiwillige Werbung, „enröle- 
ment volontaire", gebildet wird und daß im Notfalle, „en 
<5as de besoin" nicht etwa eine bedingungslose allgemeine 
Wehrpflicht eintreten, sondern daß dann für das Bedürfnis 
gesorgt werden solle „par le mode que la loi dötermine". 
Es enthält im Art. 1 den Satz „Tout Fran^ais est Soldat 
et se doit ä la döfense de la patrie"; es reduziert aber 
in den folgenden Artikeln die Pflicht nur auf den Fall, 
wo das Vaterland in Gefahr erklärt sei, „lorsque la 
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patrie est d6clar6e en danger, tous les Fran^ais sont appeI6» 
ä sa defense; hors le cas du danger de la patrie Tarm^e 
se forme par enrölement volontaire et par la voie de la 
conscription." 

In einem so zweideutigen Gesetze bedarf es keiner 
Stellvertretung, um die reichen Klassen der Wehrpflicht 
zu entziehen. Das Gesetz ist ein Bourgeoisgesetz, welches 
wie die Direktorialverfassung überhaupt nach Möglichkeit 
auf den Standpunkt der Konstituante zurückkehrte, jedoch 
für nötig hielt, seinen eigentlichen Inhalt unter revolu- 
tionären Phrasen zu verbergen. 

Und von diesem Gesetze, übrigens dasjenige, aus den^ 
vorzugsweise die wörtlichen Entlehnungen in den Arbeiten, 
der Konskriptionskommission entnommen sind, erklärt Leh- 
mann, daß es das erste der modernen Welt gewesen sei^ 
welches die allgemeine Wehrpflicht in einem stehenden 
Heere eingeführt habe. 

Ich habe die Erwähnung des Napoleonischen Regle- 
ments über den Jahresbedarf vorgezogen, weil es solche- 
* 

Widersprüche nicht enthält und weil es einen Abschluß 
herbeigeführt hat, indem die nach Maßgabe dieses Regle- 
ments gebildeten Armeen diejenigen gewesen sind, mit 
denen Napoleon seine Kriege geführt hat. 

An dem ZwangswaflFendienste, der von der Konstituante^ 
und der Legislative verworfen war, hat Napoleon fest- 
gehalten, aber ebenso, in Übereinstimmung mit den meisten^ 
französisch-revolutionären Rekrutierungsgesetzen, an der 
Stellvertretung. Nur diejenigen waren verpflichtet, dem 
Staate Leben und Gesundheit zum Opfer zu bringen, welche 
nicht so viel Geld hatten, um einen Stellvertreter zu be- 
zahlen. Sogar in dieser Gestalt war die Militärpflicht dem 
französischen Volksgeiste zuwider. Die Verfassungen von 
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« 

1814 und von 1830 enthalten in übereinstimmender Fassung^ 
den Satz: „La conscription est abolie^, indem sie das. 
weitere der Festsetzung durch Gesetz überlassen. 

Und darüber erhebt Lehmann in den Preußischen 
Jahrbüchern ein Geschrei, als ob es sich um die wichtigste 
Sache der Welt handle. Er findet mein Verfahren „merk- 
würdig, höchst merkwürdig". Schaudervoll, höchst schauder- 
voll. Sein Gebahren an dieser Stelle ist vorzugsweise ge- 
eignet, einen Einblick in die Art und Weise seiner Polemik 
zu gewähren. Wie man übrigens aus dem Umstände, daft 
ich den Lehmannschen Aufsatz über die Kantonpflicht 
nicht zitiert habe, folgern kann, daß ich ihn nicht gelesen 
habe, ist mir unbegreiflich. Ich zitiere nur diejenigen 
Schriften, die mir von einiger Bedeutung zu sein scheinen» 



Wie die Darstellung über das Verhältnis zur fran- 
zösischen Revolution, so steht auch Lehmanns Dar- 
stellung über das Verhältnis Steins zum preußischen 
Adel mit der geschichtlichen Wahrheit im direkten Wider- 
spruche. 

Auf gelegentliche Äußerungen Steins in Briefen an 
^chOn, an die Gräfin Brühl und an Wilhelm von Humboldt 
aus den Jahren 1810 und 1811 (Pertz, II, 504, 585) kommt 
es nicht an. 

Denn in bezug auf solche Äußerungen hat jemand 
schon vor Jahren gesagt, man möge nicht jedes in der 
Leidenschaft hingeworfene Wort als das Resultat einer 
langen und berechnenden Überlegung ansehen, am wenigsten 
bei einem Volke, das an scharfen und eckigen Charakteren 
Reicher sei als alle anderen. Wie harte Urteile lese man 
auch in den Briefen Steins über Gesinnungsgenossen; 
Hardenberg sei doch mehr gewesen als der leichtsinnige 
und doppelzüngige Diplomat, den Steins ungerechtes Urteil 
^us ihm gemacht habe. 

Dieser jemand führt den Namen Lehmann (Knesebeck 
und Schön, 21, 75). 

Man könnte noch darauf hinweisen , daß Stein diesen 
Adel sehr wenig gekannt habe, daß er aber mit den- 
jenigen Gliedern desselben, denen er wie dem Grafen 
von Arnim-Boytzenburg verwandtschaftlich nahe stand, in 
den besten Beziehungen gelebt habe; auch darauf, daß er 
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in der Vita, als er auf die Übelgesinnten, mit dem Zu- 
stande der Knechtschaft Zufriedenen zu sprechen kommt^ 
nicht den Adel als solchen zu ihnen rechnet, sondern nur 
„einzelne engherzige Landjunker^, aufier diesen nur den 
Feldmarschall Kalckreuth und als Repräsentanten der 
genuSliebenden Weltleute den Fürsten Hatzfeld ; ferner aber 
„alle Juden, alle Egoisten und im Schlendrian verknöcherte 
Beamte und metaphysische Gelehrte ''. Endlich auch darauf,, 
daß solche Äußerungen durch andere Steinsche Äußerungen, 
die nicht in flüchtig hingeworfenen Briefen, sondern ia 
reiflich erwogenen Staatsschriften stehen, hundertfach auf- 
gewogen werden. Als Wilhelm von Humboldt in einer 
seiner großen Denkschriften (vgl. überhaupt : Das Reform- 
programm Wilhelm von Humboldts als Minister des Innern 
am Schlüsse meines zweiten Bandes) ausgeführt hatte, der 
Adel müsse fortbestehen imd als Grundeigentümer an den 
Landständen teilnehmen, schrieb Stein am 25. Februar 181^ 
(Pertz, Denkschriften, S. 186): „Der Adel bildet in der 
preußischen Monarchie noch eine zahlreiche Klasse von 
Staatsbürgern im Besitz von großem Grundeigentum, von 
vielen bedeutenden Stellen im Staat, in der Mehrzahl der 
Provinzen noch in Genossenschaften verbunden ; er ist nicht 
zerstört, verbannt, erschlagen, ausgeplündert, zum großen 
Leidwesen eines Teils der demokratischen Schule; wollte 
man ihn gegenwärtig nivellieren und mit der Sense der 
Gleichheit und Freiheit ihn abmähen, so würde eine zahl- 
reiche Klasse gekränkt, mißhandelt und zu einem tiefen 
Unwillen gereizt; der Glanz des Geldreichtums und der 
Beamtenwelt würde erhöht und der Einfluß der Land- 
eigentümer geschwächt ; mit Recht will der geistvolle Ver- 
fasser dem Adel sein politisches Leben erhalten." Und 
als Humboldt darauf aufmerksam gemacht hatte, daß es 
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Widerspruch erregen würde, wenn auch jenseits des Bheins 
dem Adel die politische Geltung zurückgegeben würde, 
hatte Stein sich dahin ausgesprochen: „Diesen Adelshaß 
hat auf dem linken Bheinufer nicht die Volksmasse, die 
vielmehr in ihm oft einen Vertreter und Wohltäter feiert, 
sondern der Haufe demokratischer Schwätzer in den 
Städten." 

Nicht den Adel, wenn er auch oft ungehalten über 
ihn gewesen ist, hat Stein als seinen eigentlichen Feind 
betrachtet, sondern das Beamtentum. Natürlich genug. 
Denn nicht wie Lehmann von den Adligen behauptet hat, 
daß sie die eigentlichen Regenten des alten Staatswesens 
gewesen seien, sondern von den Beamten hat Stein be- 
hauptet, daß sie „bereits seit einigen Generationen im aus- 
schließlichen Besitze zu regieren und alle übrigen Stände 
zu beherrschen gewesen seien" (Pertz, Denkschriften, 202). 
Die Fesseln wollte er brechen, wodurch die Bureaukratie 
alle Arten der menschlichen Tätigkeit gehindert, den Geist 
wollte er vernichten, mit dem sie ihre Herrschaft aus- 
geübt habe; die Nation wollte er daran gewöhnen, ihre 
eigenen Geschäfte zu verwalten, die Selbstverwaltung 
wollte er einführen. Das war der Grund, weshalb er 
immer und immer, auch hier in starker Übertreibung, 
ohne den großen Verdiensten gerecht zu werden, welche 
das Beamtentum neben Königtum und Adel um den 
preußischen Staat sich erworben hat, „den Schreibern und 
Buralisten" nicht nur Vernichtung des Gemeingeistes und 
der 1 Selbsttätigkeit, sondern auch alle möglichen andern 
schlechten Eigenschaften vorgeworfen hat: Habsucht und 
Kostspieligkeit, Mechanismus und Mietlingsgeist, die Be- 
handlung der Stellen als Pfründen, Interesselosigkeit und 
Eigentumslosigkeit , Buchgelehrsamkeit und Systemsucht, 
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Schwerfälligkeit usw. Gegenüber den paar Äußerungen 
Steins gegen den Adel sind die gegen das Beamtentum 
zahllos wie der Sand am Meere. 

Was aber die Hauptsache ist : kein einziges der unter 
Stein zustande gekommenen Gesetze ist gegen den Adel 
gerichtet gewesen. 

Nicht das Edikt vom 9. Oktober 1807. Den weitaus 
größten Baum in diesem nehmen diejenigen Bestimmungen 
ein, welche auf den „erleichterten Besitz und den freien 
Gebrauch des Grundeigentums^ sich beziehen; sie stehen 
auch voran. Danach sollte ohne besondere Erlaubnis der 
Edelmann zum Besitz bürgerlicher und bäuerlicher, der 
Bürger und Bauer zum Besitz adliger Güter berechtigt 
sein; es sollten ferner alle Vorzüge, welche der adlige vor 
den bürgerlichen Erben gehabt hatte, sowie die durch den 
persönlichen Stand begründeten Einschränkungen wegfallen. 
Damit war die ständische Gliederung des Allgemeinen 
Landrechts, die Identifizierung der drei Erwerbsstände mit 
den drei Geburtsständen, die kastenartige Absonderung der 
Stände voneinander aufgehoben, sodaß das politische 
Testament sagen konnte, daß die Disharmonie im Volke 
aufgehoben , der Kampf der Stände untereinander ver- 
nichtet und die Möglichkeit gegeben sei, daß jeder im 
Volke seine Kräfte frei entwickeln könne. 

Aber diese Beseitigung des Ständestaats hatte nur 
wirtschaftliche, nicht auch politische Folgen. Wie es einst 
Gründe wirtschaftlicher Natur gewesen waren, die das 
bisherige System geschaffen hatten, jene Arbeitsteilung 
unter den sozialen Gruppen, wonach dem Adel und den 
Bauern der Betrieb des Ackerbaus, dem Btirgerstande die 
Verarbeitung und Verfeinerung der Naturerzeugnisse sowie 
der Handel zustehen sollte, um dem Adel keine Konkurrenz 
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durch das büi^erliche Geld zu machen, dem bürgerlichen 
Gewerbe aber das Kapital nicht durch den Ankauf yon 
Gütern zu entziehen, so waren es auch jetzt wieder Gründe 
wirtschaftlicher Natur, welche zur Aufhebung dieser Be- 
schränkungen geführt haben. Zunächst im Interesse de& 
Adels selbst, wie denn der Eingang zum Edikt die nach- 
teiligen Wirkungen hervorhebt, welche die bisherigen Be- 
schränkungen auf den Wert des adligen Grundeigentums^ 
und den Kredit der Grundbesitzer gehabt hätten. 

Eine politische Tendenz gegen den Adel ist in dem 
Edikt nicht enthalten. Denn die politischen Vorrechte der 
Rittergüter : die ortsobrigkeitliche Gewalt, die Patrimonial- 
gerichtsbarkeit und die gutsherrliche Polizei, das Kirchen- 
patronat, das Jagdrecht, die Teilnahme eines jeden Bitter- 
gutsbesitzers an den Land- und Kreistagen, die Grund- 
steuerbefreiung, wo sie bestand, blieben aufrecht erhalten» 
Nur daß der Kreis derjenigen erweitert wurde, die, wenn 
sie Rittergüter besaßen oder erwarben, an diesen Vor- 
rechten teilnahmen, daß kein Unterschied in der politischen 
Rechtsstellung zwischen den Rittergutsbesitzern der ver- 
schiedenen Stände mehr gemacht wurde; daß die bürger- 
lichen und bäuerlichen Bittergutsbesitzer in diesen Vor- 
rechten den adligen völlig gleichgestellt wurden. Ein ein- 
heitliches Staatsbürgerrecht war also nicht hergestellt, der 
Adel als Stand nicht abgeschafft, sondern nur gewisser- 
maßen erweitert. In allen Gesetzen und Gesetzentwürfen 
der Beformperiode , wo es sich um eine Beteiligung der 
Nation am öffentlichen Leben handelte, zumal in den 
ständischen Entwürfen Steins, hat man diese Beteiligung 
niemals auf einer andern Grundlage aufbauen wollen als 
auf der der drei geschichtlichen Stände. Behielt doch der 
Adel als solcher und ohne Bücksicht auf Grundbesitz sein 
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ständisches Eherecht, ohne daß daran die bürgerlichen und 
bäuerlichen Rittergutsbesitzer beteiligt worden wären; 
nur gleiches Kommerzium war hergestellt, nicht gleiches 
Konnubium. 

Die andere Materie, die durch das Edikt geregelt 
wurde, dort nur einen kleinen Raum einnehmend, von der 
aber gewöhnlich allein die Rede ist, betrifft „die persön- 
lichen Verhältnisse der Landbewohner", d. h. die Emanzipation 
der Erbuntertänigen auf den Rittergütern. Diese Regulierung 
ist aber nicht erfolgt wie früher auf den Domänen; denn 
während den Erbuntertänigen auf den Domänen neben der 
persönlichen Freiheit, wenn sie ansässig waren, auch die 
Befreiung von den bäuerlichen Lasten und Verleihung des 
Eigentums ohne Entgelt zuteil geworden war, wurde den 
Erbuntertänigen auf den Rittergütern nur persönliche 
Freiheit und nichts weiter zuteil. Für diejenigen, welche 
Landgüter zu erblichem Rechte inne hatten, sofort, für 
alle übrigen erst mit Martini 1810. Von diesem Termin 
an sollte es nur noch freie Menschen geben. Das war 
doch nur für diejenige Klasse von Erbuntertänigen von Be- 
deutung, die bis dahin als Gesinde auf den Rittergütern 
gewohnt hatten. Sie waren nun nicht mehr verpflichtet, 
irgend welche Dienste zu leisten, vielmehr berechtigt, ohne 
Loskaufsgeld das Gut zu verlassen. Aber selbst für sie 
war die Freizügigkeit ein Geschenk, von dem sie nur selten, 
schon wegen der Mangelhaftigkeit der damaligen Kommuni- 
kationsmittel , Gebrauch machen konnten; in der Regel 
blieben sie in ihrem bisherigen Arbeitsverhältnis, nunmehr 
gegen den landesüblichen Lohn freier Tagelöhner, der^in 
der Regel wie bisher in natura gewährt wurde; nur daß 
sie jetzt in Gefahr gerieten, vom Arbeitgeber, der keine Unter- 
stützungspflicht mehr hatte, auf die Straße gesetzt zu werden. 

Ton Heier, Der Minister von Steüi. 4 
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was aber diejenigen Erbuntertänigen betrifft, die als 
bäuerliche Wirte auf den gutsherrlichen Höfen ansässig 
waren, so ist ihre Rechtsstellung durch das Edikt offenbar 
verschlechtert. Sie konnten zwar gleich dem Gesinde ihr 
Verhältnis zum Bittergute nunmehr lösen, konnten den 
Hof verlassen, wenn sie glaubten, ihre Kräfte auf andere 
Weise besser verwerten zu können als durch die Bewirt- 
schaftung der mit gutsherrlichen Abgaben stark belasteten 
Höfe. Aber alle dinglichen Verpflichtungen und Prä- 
stationen, welche ihnen als freien Leuten vermöge des Be- 
sitzes eines Grundstückes oder vermöge eines Vertrages 
oblagen, alle Hand- und Spanndienste, alle Gefälle und 
Zinszahlungen , auch alle gerichtsherrlichen Leistungen 
blieben bestehen. Gegen den Willen der Gutsherren konnten 
sie nach dem Edikte nicht einmal abgelöst werden. Auch 
eine Verbesserung in den Besitzverhältnissen ist durch das 
Edikt nicht herbeigeführt; kein nicht erbliches Becht ist 
in ein erbliches verwandelt worden. 

Darum haben auch die Gutsherren, obschon die bloße 
Gewährung der persönlichen Freiheit einen Eingriff in ihre 
jura quaesita bedeutete, im allgemeinen nicht opponiert. 
Die Haltung einer Anzahl insbesondere schlesischer Guts- 
besitzer is,t vorwiegend dadurch herbeigeführt, daß die 
Erbuntertänigen den Inhalt des Edikts anders aufgefaßt 
hatten, als er gemeint war. Den Gutsbesitzern sind 
durch das Edikt große materielle Vorteile zugefallen. 
Denn es war ihnen nunmehr erlaubt, die vorhandenen 
Bauernhöfe nicht nur in eine einzige bäuerliche Besitzung 
zusammenzuziehen, sondern sie auch mit dem Gute 
zu vereinigen: der Bauernschutz war gefallen, auch 
der Schutz der erblich besessenen Bauernhöfe, sobald 
das Recht auf irgend einem Wege erloschen war. Zwar 
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i)edurfte es bei der Zusammenlegung und bei der Ein- 
ziehung von Bauernland der Zustimmung der Kriegs- und 
Domänenkammem , die in ihrer großen Mehrzahl völlig 
freihändlerisch gesinnt waren (II, 281). 

Das Edikt von 1807 hat nicht nur kein Verdienst um 
unseren heutigen Bauernstand, sondern es hat die gefähr- 
lichste Lage geschaffen, in der er sich jemals befunden hat 
und der er unfehlbar zum Opfer gefallen sein würde, wenn 
nicht von der rechtlich freigegebenen Disposition über das 
Bauemland tatsächlich nur in geringem Umfange Gebrauch 
gemacht wäre, weil es bei der allgemeinen wirtschaftlichen 
Depression an Kapital fehlte, an Kaufgeld und an Betriebs- 
mitteln, um die Vergrößerung der Rittergüter ins Werk 
zu setzen, und wenn nicht nach verhältnismäßig kurzer 
Zeit die Hardenbergische Gesetzgebung eingegriffen hätte, 
deren Verdienst es ist, ohne Wiedereinführung des Bauern- 
schutzes und ohne formelle Beseitigung des Systems der 
freien Konkurrenz im Güterhandel, durch das Begulierungs- 
edikt von 1811 die bäuerlichen Besitzverhältnisse dauernd 
befestigt zu haben. 

Und ebenso steht es mit den anderen unter Stein er- 
lassenen Reformgesetzen. 

Ist die Städteordnung gegen den Adel oder gegen die 
Bureaukratie gerichtet? Der Adel ist auch in seiner feu- 
dalen Periode kein Feind der Selbstverwaltung gewesen. 
Er hat tatsächlich das Landgemeindewesen nur zu sehr 
sich selbst überlassen. Mit den Städten aber hatte er über- 
haupt nichts zu tun. Die Herrschaft über die Mediatstädte 
hat er fahren lassen, obgleich Stein zweifelhaft darüber 
gewesen ist, ob auf sie die Städteordnung überhaupt An- 
wendung finden sollte. 

Ebenso verhält es sich endlich mit den Verordnungen 
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von 1808 über die Reorganisation der Zentral- und Pro-- 
vinzialbehörden. 

Nicht Stein, sondern Hardenberg hat mit dem Adel 
zu kämpfen gehabt wegen des Regulierungsedikts und des 
Landeskulturedikts, wegen der Steuergesetze und Steuer- 
gesetzentwürfe, wegen des Gendarmerieedikts. Wobei nur 
zu häufig übersehen wird, daß es sich hier keineswegs um 
unanfechtbare Gesetze oder Gesetzentwürfe gehandelt hat 
und daß die Opposition, soweit sie in den quasi-parlamen- 
tarischen Versammlungen organisiert war, sich keineswegs 
auf den Adel beschränkt, sondern auch aus den Städten 
rekrutiert hat. 



Ganz anders freilich, als die Stellung Steins zum Adel 
wirklich gewesen ist, ist die Stellung, die Lehmann ihn 
zum Adel einnehmen läßt. Wie Lehmann es gewesen ist, 
der Stein zum Freunde und Nachahmer der französischen 
Revolution gemacht hat, so macht er ihn auch zum Feinde 
des Adels. Vom Adel kann Lehmann nicht behaupten wie 
von der französischen Revolution, daß er sich nicht über 
ihn geäußert habe. Er bestreitet nur, daß er das in einem 
adelsfeindlichen Sinne getan habe und meint in den 
Preußischen Jahrbüchern das dadurch beweisen zu können, 
daß er ein Buch über den Freiherrn von Stein geschrieben 
habe, ein anderes über Scharnhorst, der doch auch ein 
„von" vor seinem Namen getragen habe, daß er von Gneisenau 
Worte gebrauche, die sich nur dann auf die Lippen drängten, 
wenn es dem Gegenstande der leidenschaftlichsten Neigung 
gelte, und daß es niemand gebe, der über eine Reihe 
namentlich aufgeführter Adligen mit größerer Dankbarkeit 
und Liebe geredet habe als er. 
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Aber nicht um einzelne Adlige handelt es sich, denen 
Lehmann eine gute Zensur erteilt wegen ihrer Verdienste 
um Wissenschaft und Kunst, auch wegen ihrer Verdienste 
um den Staat, wie denn viele unter ihnen erst durch ihre 
Verdienste um den Staat den Adel erworben haben. 

Es handelt sich vielmehr um den Adel als Stand, um 
«den ersten Stand des Staates, wie es im Allgemeinen Land- 
recht heißt, um denjenigen Adel, der im alten Staatswesen 
^ur Grundverfassung gehörte, indem er die ganze lokale 
Staatsverwaltung auf dem platten Lande handhabte, um 
denjenigen Adel, auf dem die Armee beruhte. Diesen Adel 
liebt Lehmann nur in Ausnahmefällen. Sonst ist er auf 
ihn gerade so schlecht zu sprechen wie auf das alte Staats- 
wesen, den Staat Friedrichs des Großen überhaupt. Als 
^die eigentlichen Regenten des alten Staates" hat er die 
Adligen bezeichnet (II, 277), als „die verhätschelten Schoß- 
kinder des friderizianischen Staates" (II, 354). Von dem 
„mit den Ansprüchen der absoluten Monarchie und den 
Aspirationen des Erbadels so eng verbundenen friderizia- 
«nischen Heere" hat er gesagt, daß es erst auf dem Schlacht- 
felde habe unterlegen sein müssen, bevor von einer Reform 
im Ernste habe die Rede sein können (II, 63). 

Es gehört zu Lehmanns fixen Ideen, sich als den 
legitimen Sukzessor Rankes zu gebärden. Das Gharakte- 
Tistische der Rankeschen Geschichtschreibung besteht doch 
«icht bloß darin, daß innere und äußere Politik in steter 
Wechselwirkung stehen. Es ist geradezu die Grundtendenz 
Haukes, den historischen Verlauf so darzustellen, wie er 
wirklich gewesen ist, ohne sich dabei irgendwie persönlich 
:zu engagieren, während Lehmann es niemals lassen kann, 
seinen Senf dazuzugeben, fortwährend zu moralisieren und 
:zu schulmeistern; es ist das nicht Rankesche, sondern 
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Schlossersche Methode, die man längst überwunden glaubte^ 
Die Größe Rankes besteht auch darin, dafi er Wesentliches^ 
und Unwesentliches zu unterscheiden weiß, indem er jenes- 
in den Vordergrund rückt, dieses beiseite läßt, während 
Lehmann sich mit Vorliebe auf Nebensächliches wirft. 

Lehmann wirft dem preußischen Adel zunächst vor,. 
daß er die Untertänigen schlecht behandelt habe, er spricht 
von der Peitsche des Junkers. Sie mag in einzelnen Fällen 
gehandhabt sein. Aber im großen und ganzen hatte kein 
Gutsherr ein Interesse daran, seine Bauern zu ruinieren;, 
aus dem einfachen Grunde, weil das Verhältnis immerhin 
ein zweiseitiges war, den Pflichten doch auch Rechte gegen- 
überstanden: „Dem Arbeitszwange des Gutsherrn," sagt 
Knapp, „stand seine Versorgungspflicht gegenüber; die 
früheste Arbeitsverfassung . des kapitalistischen Betriebes 
kennt bereits die Berechtigung des Arbeiters auf Ver- 
sorgung." Deshalb standen die Junker des 18. Jahrhunderts- 
ihren Leuten sehr viel näher als später die Arbeitgeber 
ihren Arbeitnehmern; das Verhältnis ist meistens Genera- 
tionen hindurch ein patriarchalisches gewesen. 

So schlecht soll diese Behandlung gewesen sein, daß- 
die Bauern bereit gewesen seien, zur Selbsthilfe zu greifen ; 
eine Art Bauernkrieg habe in den neunziger Jahren des 
18. Jahrhunderts in drohender Nähe gestanden. 

Ich habe den Nachweis geführt, daß dies von Lehmana 
mit Behagen an die Wand gemalte Gemälde ein reines 
Phantasiegemälde sei, und empfehle ihm nachträglich, sich. 
der Berliner Schneider- und Schusterrevolte von 1823 bei 
passender Gelegenheit anzunehmen. 

Lehmann macht den preußischen Adel ferner für den 
Verlust der Schlacht bei Jena verantwortlich. Er hat zwar 
früher auch in dieser Beziehung das Gegenteil behauptet» 
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Im zweiten Bande des „Scharnhorst" heißt es S. 4: „Welch 
eine Auffassung von dem soeben durchstrittenen Kampf 
verriet es, daß der Ausbruch desselben zurückgeführt wurde 
auf den Standesegoismus des preußischen Adels, der die 
ihm bisher von Seiten Englands gezahlten hohen Kompreise 
durch Napoleons Handelspolitik gefährdet gesehen habe! 
Da war nur noch ein Schritt zu den wütenden und ge- 
ineinen Schimpfreden, welche wider eben diesen Adel er- 
ertönten. Bürgerstand und Adel wurden beinahe wie gutes 
und böses Prinzip gegenübergestellt . . . ." „Da dieser 
nichtswürdige Stand," so referiert Lehmann mißbilligend 
aus den damaligen Zeitschriften, „die Führerstellen in der 
Armee hatte, so muß er auch die Hauptschuld an der 
Niederlage haben." Dieser zweite Band des „Scharnhorst" 
ist 1887 erschienen. 

Wie Lehmann jetzt im zweiten Bande des „Stein", der 
1903 erschienen ist, ohne jenes früheren Urteils zu er- 
wähnen, die Sache darstellt, soll der Verlust der Schlacht 
bei Jena die Folge des bestehenden inneren Züstandes 
gewesen sein, indem die charakteristischen Merkmale des 
Staats im Innern bis auf das Schlachtfeld gewirkt hätten ; 
die Unfähigkeit der absoluten Monarchie und des adligen 
Offizierkorps, welches seine Sache schlecht gemacht habe, 
sei an der Niederlage schuld gewesen. 

Ich hatte darauf erwidert, daß am Oberbefehl das 
preußische Junkertum nicht beteiligt gewesen sei, da bei 
Auerstedt der Herzog von Braunschweig, bei Jena der 
Fürst von Hohenlohe kommandiert habe, da bei jenem als 
Generalstabschef Schamhorst, bei diesem Massenbach fun- 
giert hätten, beide keine geborenen Preußen; daß der 
Offizier Verlust in keiner der mörderischen Schlachten des 
Siebenjährigen Krieges größer gewesen sei als bei Jena, 
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daß er das doppelte des Offizierverlustes bei Eöniggrätz 
betragen habe, daß die Niederlage lediglich eine Folge der 
auswärtigen Politik gewesen sei, eine monarchische, aber 
keine aristokratische Niederlage. Ich hatte weiter auf die 
ungeheure Überlegenheit des Feindes hingewiesen, auf die 
halb Europa und halb Deutschland umfassende Koalition 
von 1806, von einem Feldherren geleitet, der nach zwei- 
maliger Besiegung Österreichs auf der Höhe seiner Macht 
stand und der schließlich nur durch eine Koalition von 
ganz Europa niedergeworfen ist. Ich hätte mich da- 
für auf die strategischen Briefe des Prinzen Kraft von 
Hohenlohe-Ingelfingen (I, 14) berufen können, wo er die 
Gesamtstärke des geschlagenen Heeres auf noch nicht 
300000, die des siegreichen aber auf 650000 und die für 
den ersten Zusammenstoß verfügbaren Kräfte auf 128 000 
gegen 200000 annimmt; indem er außer der Überlegenheit 
des Befehls auch auf die der Taktik, der Verpflegung, der 
Bekleidung hinweist Ich hatte endlich hervorgehoben, 
daß das Offizierkorps von 1806 zu drei Vierteln aus den- 
selben Personen bestanden habe, die sieben Jahre später 
in den Schlachten des Befreiungskrieges den Oberbefehl 
geführt haben. Ich hatte mich für meine Auffassung auf 
Stein berufen, der in der Vita die Katastrophe von 1806 
als „die Folge einer schwankenden, zaudernden, allein auf 
momentane Erhaltung äußerer Eube berechneten Staats- 
klugheit und großen Kriegsunglücks" bezeichnet hat. Ich 
hatte schon damals hervorgehoben, daß das jetzt die ganz 
allgemeine Meinung sei und dafür Knapp, Hintze, Wittichen 
angeführt. Jetzt tritt Dietrich Schäfer, Weltgeschichte der 
Neuzeit II 91 (1907) hinzu, indem er sagt: Als Ergebnis 
einer Politik mangelnder Entschlossenheit habe gekämpft 
werden müssen ohne jede Hoffnung auf Sieg; Napoleon 
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habe unmittelbar vor der Schlacht das Übergewicht an 
Bevölkerung auf das dreifache angegeben, während von der 
preußischen Bevölkerung zwei Fünftel aus polnischen Ge- 
bieten gestammt hätten; viel länger als nach Marengo, 
Austerlitz und Wagram sei nach Jena die endliche Unter- 
werfung erfolgt. 

Aber Lehmann in den Preußischen Jahrbüchern bleibt 
dabei, die Schuld an dem Verlust der Schlacht bei Jena dem 
preußischen Adel anzuhängen. Meine Bemerkung über den 
Oberbefehl nennt er „ganz richtig", fragt aber, warum ich 
„so schüchtern und so plötzlich meine genealogischen 
Untersuchungen** abgebrochen hätte, warum ich nicht 
Mnuntergestiegen sei zu den Divisionären, Brigadiers, den 
Regiments-, den Bataillons- und Kompagnieführern, warum 
ich nicht in meinen Erörterungen hineingezogen hätte die 
Kapitulationen der Festungen und die im freien Felde, ob 
ich nichts davon wisse, daß nach Beendigung des Krieges 
^5 schreibe fünf veritable Adlige kriegsrechtlich zum Tode 
verurteilt seien wegen schimpflicher Übergabe von Festungen 
und Heeresabteilungen**. Das seien, um in meiner Sprache 
2u reden, fünf Guriosa auf einmal, und das nenne ich keine 
aristokratische Niederlage. 

Und an der Spitze seiner Abhandlung in den Preußischen 
Jahrbüchern leugnet Lehmann, daß er eine Abneigung 
gegen den preußischen Adel habe! 

Auch hinsichtlich der einzelnen Reformgesetze schiebt 
Lehmann dem Freiherrn von Stein eine Tendenz gegen den 
Adel unter, die dieser niemals gehabt hat. Es steht im 
vollsten Widerspruche mit den Tatsachen, wenn Lehmann 
vom Edikt von 1807 behauptet, daß Stein den Adel nur 
mit beschränktem Rechte habe bestehen lassen. Was aber 
vollends denjenigen Teil des Edikts betrifft, der es mit der 
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Aufhebung der Erbuntertänigkeit zu tun hat, so sind die 
Äußerungen Lehmanns darüber nur dadurch zu erklären,, 
daß er über seinen früheren Untersuchungen hinsichtlich 
der Autorschaft in den Inhalt des Edikts zu wenig ein- 
gedrungen ist, indem er darin noch immer eine sehr 
wohltätige Maßregel erblickt, daß also die Forschungen 
Knapps spurlos an ihm verübergegangen sind, während e& 
besser gewesen wäre, ihn eifrig zu studieren, statt ihm 
vorzuwerfen, daß er „das Problem nicht genug in den Zu- 
sammenhang der allgemeinen Entwicklung gertickt" habe. 
Es sind übrigens weniger die Gesetze selbst als die 
Gesetzentwürfe sowie die Äußerungen Steins über künftige 
Gesetzentwürfe und die dagegen gerichtete adlige Opposi- 
tion, worüber sich Lehmann in größter Breite ergeht. Je 
mehr es sich bei Stein um hingeworfene Gedanken handelt» 
je unbestimmter seine Pläne sind, um so besser für Leh- 
mann; im Dunkeln läßt sich gut munkeln. Steins Ideen 
für eine Reform des Adels, die darauf herauskommen, daß 
der besitzlose Adel aufgehoben, der angesessene aber mit 
politischen Vorrechten ausgestattet werden sollte, wie sie 
in den Bemerkungen zur Denkschrift Rhedigers vom 
8. September 1808 und in dem Briefe an Beyme vom 
2. Januar 1809 enthalten sind, waren längst bekannt 
(Pertz, Gneisenaul 399; Bassewitz II 632); auch das war 
bekannt, daß andere viel weiter gehen wollten, wie nament- 
lich Schön. Lehmann sagt auch an einer Stelle selbst» 
Stein habe den Adel veredeln wollen, an einer andern, er 
sei geneigt gewesen, auch andere über seine Pläne za 
hören. Aber er serviert diese allbekannten Gerichte mit 
einer radikalen Sauce und kann auch bei dieser Gelegen- 
heit sich nicht versagen, von Stein zu behaupten, es sei daa 
eine starke Annäherung an den Ideenkreis der französischen 
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Revolution gewesen; ganz abgesehen von Rhediger, bei 
dem sich die Einwirkung des französischen Vorbilds am 
stärksten gezeigt habe (II 368, 513) ; ohne sich jedoch da- 
durch abhalten zu lassen, wenige Seiten später zu sagen,. 
Steins Vorbild scheine England gewesen zu sein. 

Im übrigen kommt dabei vorzugsweise die von Stein 
beabsichtigte Aufhebung der Patrimonialgerichtsbarkeit und 
die von Stein beabsichtigte Einführung der Einkommen- 
steuer in Betracht. 

Lehmann hat selbst einmal gesagt, daß die Erhaben- 
heit der Seele, welche die Vorrechte willig und ohne Bitter- 
keit dem Allgemeinen opfere, zu allen Zeiten das Vorrecht 
einer auserlesenen Schar gewesen sei. Als Historiker hätte 
er sich sagen müssen, daß bei jedem Übergang in neue 
Verhältnisse, bei jedem Wendepunkte der Zeiten, bei jedem 
Fortschritte der geschichtlichen Entwicklung sich zwei 
Welt- und Rechtsanschauungen feindlich gegenüberstehen^ 
daß jede Reform, ehe sie sich durchsetzt, zu kämpfen hat 
nicht nur gegen das gedankenlose Hangen am Hergebrachten^ 
gegen die Trägheit, diese Erbsünde der Menschheit, wie 
Fichte gesagt hat, sondern auch gegen widerstrebende 
Interessen, daß nach aller geschichtlichen Erfahrung die- 
jenigen, welche bei einer Reform zu verlieren haben, sei 
es, daß ihnen alte Vorrechte genommen, sei es, daß ihnen 
neue Pflichten auferlegt werden sollen, sich dagegen zur 
Wehr setzen, und daß das ein notwendiges Ferment in der 
geschichtlichen Entwicklung ist, da ohne ein solches Gegenspiel 
die Welt aus Rand und Band geraten würde. Es ist ganz 
natürlich, daß einer solchen Opposition zur Zeit, wo der 
Kampf tobt, von denen scharf entgegengetreten wird, die 
nach ihrer Überzeugung in den Neuerungen das allgemeine^ 
Wohl verkörpert sehen. Es ist aber unhistorisch, eine 
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solche Opposition, in der oft mehr Charakter steckt als in 
dem Mitläufertum, zu verunglimpfen. 

Und darin schwelgt Lehmann förmlich. 

Was zunächst die Aufhebung der Patrimonialgerichts- 
barkeit oder vielmehr der ortsobrigkeitlicheu Gewalt be- 
trifft, so handelt es sich dabei, zumal das ständische Wesen, 
in dem der Adel sich hätte betätigen können ^ ohne erheb- 
liche Bedeutung war, um nicht mehr und nicht weniger als 
um die politische Stellung, die der Adel im alten Staatswesen 
•einnahm, wie solche sich einst als etwas Naturgemäßes aus 
der bestehenden Gesellschaftsverfassung gebildet hatte. 

Es war daher naturgemäß, daß der preußische Adel 
nicht wie einst der französische sich einfach depossedieren 
ließ. Der preußische Adel war nach den Lorbeeren des 
Siebenjährigen Krieges ein ganz anderer als der fran- 
zösische zur Zeit Kichelieus. Der preußische Adel befand 
«ich im Aufsteigen als ein zukunftsreiches Element für 
Selbstverwaltung und Landesvertretung; der französische 
war schon damals zum bloßen Hofadel herabgesunken. 
Dazu kam, daß sich in der preußischen Bevölkerung des 
platten Landes kein nennenswerter Widerstand gegen diese 
Adelsherrschaft zeigte, daß sie vielmehr über wiegend po- 
pulär war, weil sie den Leuten Geld und Wege sparte^ 
Aus der Zeit Steins liegen nur wenig Eingaben gegen die 
Aufhebung der ortsobrigkeitlichen Gewalt an den König 
vor: die des ständischen Komitees von Ostpreußen vom 
^5. Oktober 1808, die Richthofens vom 5., die der Deputa- 
tion der schlesischen Gutsbesitzer vom 11., des Mohrunger 
Kreistags vom 17. November 1808, die Vorstellung der 
Vor- und Hinterpommerschen Landstände vom 2. März und 
die Eingabe des Mohrunger Kreistages vom 11. November 
1809. Namentlich in der letzteren tritt der ideale Gesichts- 
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punkt stark hervor, indem die ortsobrigkeitliche Gewalt 
für das teuerste der Adelsvorrechte erklärt wurde, für das^ 
Band, welches die Untertanen mit Liebe und Zutrauen an 
die Gutsherrschaft fessele. „Wer könnte denn noch den 
geringsten Beruf in sich fühlen, auf seinen Gütern zu leben^ 
wenn ihm keine andere Bestimmung mehr verbleibt, als- 
seine Revenuen zu verzehren". Über die Stellung Steins 
wissen wir nichts Authentisches, da diese Eingaben erst 
nach seinem Eücktritt an die Adresse gelangt sind. Zwar 
beruft sich Lehmann II, 265 auf eine Antwort an das ost- 
preußische Komitee vom 27. Oktober 1808, indem er sagt, 
die Heuchelei dieser Eingabe sei so grotesk gewesen, da& 
sie einen Moliöre verdient hätte ; indessen seien die Herren 
auch so an den Kochten gekommen ; Schön, dessen scharfer 
Feder im Laufe dieser Debatte schon manches geglückt 
sei — er hatte im September 1807 geraten, die Stimmung 
der Grundeigentümer hinsichtlich dieses Punktes zu be- 
achten — , habe sich jetzt selber übertroffen, indem er die 
Gegner ironisiert und Stein mitironisiert habe; allerdings 
habe Steins Humor in diesem Falle der sonst vorhandene 
Zug von Derbheit und Ingrimm gefehlt ; aber mit Behagen 
werde er unterschrieben haben; woraus folgt, daß Stein 
am 27. Oktober überhaupt noch Unterschriften geleistet 
habe. Wie schon aus dem Vorhergehenden sich ergibt, ist 
Lehmann mit der Haltung Steins im Grunde nicht zu- 
frieden; er ist ihm nicht energisch genug aufgetreten^ 
Lehmann entrüstet sich darüber, daß Stein sich nicht ge- 
nügend entrüstet habe ; er entrüstet sich in Steins Seele hinein. 
Lehmann selbst aber tut seinen Gefühlen keinen Zwang an, 
er spricht davon, daß das Junkertum damals ohne Feigenblatt 
sich gezeigt habe. Er verliert völlig die Haltung, die der „nach- 
lebende" Historiker, unter allen Umständen bewahren muß. 
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Was aber die Einkommensteuer betrifft, so scheint 
Lehmann anzunehmen, daß deren Einführung stets unter 
Hurrastimmung derer geschehen sei, die sie tragen sollten. 
Es wäre das einzige Mal in der Geschichte gewesen, 
2umal in einer Zeit ohne Presse und Öffentlichkeit und ohne 
Angst vor der Sozialdemokratie. Ist sie doch in Frankreich 
trotz allgemeinen Stimmrechts bis heute am Widerstände der 
Kelchen gescheitert, so daß Adolph Wagner mit vollem Kechte 
sagt: „Wie im ancien rögime, so sind auch jetzt trotz Erb- 
schaftssteuer und Begisterabgaben die reicheren Klassen 
weniger belastet als die unteren ; nur daß die rechtlichen und 
faktischen Steuerprivilegien damals dem Adel und Klerus, 
heute aber der kapitalistischen Bourgeoisie zugute kommen." 
Und wie ist es in England bei Einführung der Einkommen- 
steuer zugegangen! Als einst Wilhelm III. zur Krieg- 
führung gegen Jakob IL neue Steuern forderte, haben 
zwar die Agrarier sich die Erhöhung der Landtaxe ge- 
fallen lassen, aber die Kaufleute gegen die Verdoppelung 
4er Brotakzise und gegen die Erhöhung der Eingangszölle 
protestiert, indem sie bezüglich der Eingangszölle aus- 
führten, es würde besser sein, sich dem König von Frank- 
reich von vornherein mit gebundenen Händen zu über- 
liefern, als den Verkehr zugrunde zu richten (Ranke VI, 
208). Als dann infolge der Kriege gegen die französische 
Eevolution 1798 als Hilfs- und Kriegssteuer eine Ein- 
kommensteuer eingeführt wurde, ist das nur mit größter 
Mühe gegen eine Opposition durchzusetzen gewesen, die 
darin ein Attentat gegen das Eigentum, einen Ausfluß des 
greulichsten Despotismus erblickte, wobei wieder die Kauf- 
leute, Industriellen und Kapitalisten im Vordergrunde 
standen. Als diese Steuer, nach dem Frieden von Amiens 
sofort aufgehoben, nach einigen Monaten in veränderter 
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Oestalt wieder eingeführt werden sollte, erhob sich nament- 
lich in der City eine Entrüstung, daß gesagt wurde, man 
solle das Land lieber untergehen lassen als es durch solche 
Steuer zu retten. Und als sie, während des Krieges jedes 
Jahr im Parlament unter Berufung auf Adam Smith heftig 
bekämpft, im Jahre 1816 abgeschafft wurde, ist im Unter- 
hause ein mehrere Minuten dauernder Beifallssturm aus- 
gebrochen, der lauteste, der jemals die Wände des Parla- 
mentsbauses erschüttert haben soll. 

Was nun die preußischen Verhältnisse unter Stein be- 
trifft, so haben drei erzfeudale Landtage, der ostpreußisch- 
litauische, der westpreußische und der kur- und neumärkische 
in den Jahren 1808 — 1809 in vollster Übereinstimmung 
mit Stein eine Einkommensteuer auf eine Reihe von Jahren 
bis zur Tilgung der provinziellen Kriegsschulden beschlossen. 

Wie verhält sich Lehmann gegenüber diesen Tatsachen? 
Er erwähnt das Vorgehen des kurmärkisch-neumärkischen 
Landtages überhaupt nicht, stellt das des westpreußischen 
ohne Grund in Abrede und beschäftigt sich ausschließlich 
mit dem ostpreußisch-litauischen, mit diesem aber um so 
ausführlicher. Er beginnt da sein altes Spiel: Mit der 
Laterne sucht er nach Differenzen zwischen dem Landtage 
und Stein. Wieder ist ihm Stein nicht energisch genug; 
er beschuldigt ihn einer weitgebenden Nachgiebigkeit gegen 
die ständischen Anträge, er sieht eine Überhebung des 
Agrariertums in einer Eingabe, die Stein für ganz gerecht- 
fertigt erklärt; er spricht davon, daß Stein die ständischen 
Monita sich habe „gefallen lassen". Wieder wie immer 
bandelt es sich nur um Kleinigkeiten. Turmhoch steht 
die sachliche Darstellung dieser Dinge bei Pertz über der 
tendenziösen bei Lehmann. 



Der Artikel der Preußischen Jahrbücher ist nach einem 
Rezept gearbeitet, das Lehmann stets angewendet 
hat, wennf seine Autorität in Frage gestellt worden ist. Er 
geht dann persönlich vor, sucht den Gegner zu vernichten^ 
Bisher war das stärkste dieser Art die Behandlung Naud^s 
in den G. Xx. A. 1894, S. 139, von der Marcks gesagt hat^ 
sie sei noch schlimmer als das Buch Lehmanns selbst. 
Sie wird nur noch übertroffen durch die Erklärung Leh- 
manns gegen Naud6 im Inseratenteil der Deutschen Literatur- 
zeitung vom 1. Dezember 1894. 

Nach solchen Vorgängen war ich von allen Seiten ge- 
warnt, mich mit ihm einzulassen. Aber ich konnte ihm 
nicht aus dem Wege gehen, da es sich für mich um eine 
lange vor seinem „Stein" begonnene Arbeit handelte. 

Und es waren sehr tiefgehende Differenzen, die sich 
zwischen uns ergaben. Das, was in der Frage Über den 
Ursprung des Siebenjährigen Krieges gegen ihn vorgebracht 
war, erscheint als Kinderspiel gegen das, was ich in meinem 
zweiten Bande ihm vorzuwerfen hatte. Ich habe dabei 
keine solchen Ausdrücke gebraucht, wie er sie sich gegen 
Naud6 erlaubt hat, daß er der Geschichte nicht „mit 
keuschem Sinne" genaht sei, sie zur Gourtisane gemacht 
habe. Aber allerdings seine ganze wissenschaftliche Stellung 
kam dabei in Frage. 

Es war also natürlich, daß er einem solchen Angriff 
gegenüber sein Rezept in verstärkten Dosen anwenden, 
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da6 er die stärksten von seinen Künsten spielen lassen 
würde. 

Durch das, was er jetzt in den Freußisehen Jahrbüchern 
veröffentlicht hat, glaubt man sich in die Gelehrtenkämpfe 
früherer Eulturzustände zurückversetzt. Es ist ein förm- 
liches Wutgeschrei, in das er ausbricht. Mich hat diese 
Entladung von Gift und Galle schon deshalb nicht berührt, 
weil ich ganz genau weiß, daß diese Stimmung sich Leh- 
manns erst in dem Augenblicke, wo mein zweiter Band in 
seine Hände gelangt ist, bemächtigt hat. Noch im Vor- 
worte zum ersten Bande des „Stein" hat er mein vor 
30 Jahren erschienenes Buch, über das er jetzt alles mög- 
liche Ungünstige zu berichten weiß, ein „ganz ausgezeich- 
netes Buch" genannt. 

Bei seinem Angriffe schöpft er aus dem Arsenal seiner 
früheren Streitschriften. Schon bei der Differenz mit Koser 
über den Ursprung des Siebenjährigen Krieges hat er sich 
über die mangelhafte Art beschwert, wie dieser seine 
Schrift in sich aufgenommen habe; nicht weniger als. vier- 
mal kommt er in den Göttinger Gelehrten Anzeigen vom 
Jahre 1905 darauf zu sprechen : „Koser hat diesen Abschnitt 
meines Buches nicht gelesen oder vergessen" (S. 108); 
,^wenn Koser mein Buch gelesen hätte" (111); „ich muß 
zweifeln, daß Koser aufmerksam gelesen hat" (118); „immer 
wieder zeigt es sich, daß Koser meine Schrift höchst flüchtig 
gelesen hat" (120); er hat in derselben Abhandlung Wiegand 
dreimal das Gleiche vorgeworfen; auch in der Erklärung 
gegen Naud6 ist dreimal von der eigentümlichen Gabe 
zu vergessen, was er gelesen, die Rede. Also was 
er mir jetzt in den Preußischen Jahrbüchern vorwirft, 
ist ein alter Witz, dadurch gesteigert, daß ich sein 
Buch überhaupt nicht gelesen, sondern nur darin ge- 

Ton Meier, Der Minister von Stein. 5 
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blättert hätte. „Was für Leser hat er sich wohl vor- 
gestellt." 

Ganz besonders hat es Lehmann verdrossen, dafi ich 
auf seine fortwährenden Meinungswechsel aufmerksam ge- 
macht habe. Auch damit hat er bereits gegen Koser 
operiert: „Was will Koser damit erreichen, daß er mir 
vorrückt", heißt es wieder in den Göttinger Gelehrten An- 
zeigen, „ich hätte die heute vorgetragene Ansicht früher 
nicht gehabt Es hat eine Zeit gegeben, da Kolumbus 
noch nicht Amerika, Newton noch nicht das Gravitations- 
gesetz, Helmholtz noch nicht das Gesetz von der Erhaltung 
der Kraft entdeckt hatte. Das ist so die Art der Ent- 
deckungen." Jetzt in den Preußischen Jahrbüchern in 
Bezug auf mich: „Einen besonderen Trumpf meint er aus- 
zuspielen, wenn er stets im Tone der Anklage behauptet, 
daß ich vor 30 Jahren über manches anderer Meinung 
gewesen bin als heute. Er hat ganz recht. Denn ich habe 
meine Ansicht stets dann gewechselt, wenn neu aufgefundene 
Dokumente oder bessere eigene Einsicht mich dazu be- 
stimmten. So ist es auch anderen Forschem ergangen. 
Man braucht nur die erste Auflage von Rankes Deutscher 
Reformationsgeschichte , Häußers deutscher Geschichte, 
Sybels Revolutionsgeschichte, Delbrücks Gneisenau mit den 
späteren Ausgaben zu vergleichen. Überall haben diese 
Autoren geprüft, geändert, hier gestrichen und dort hinzu- 
gesetzt, immer unter dankbarer Anerkennung der For- 
schungen von Fachgenossen." 

Zunächst ist es nicht wahr, daß ich den Ton der An- 
klage angeschlagen hätte. Ich habe immer nur im Tone 
der Berichterstattung gesprochen. Nicht einmal darüber 
habe ich mich tadelnd geäußert, daß Lehmann seine fort- 
währenden Meinungs Wechsel verschwiegen hat. • 
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Aber wenn Lehmann das Recht hat, seine Meinung 
beliebig zu wechseln, so habe ich doch das Becht, darauf 
aufmerksam zu machen; zumal die Leser sonst nichts 
darüber erfahren würden, und mir die frühere Meinung 
Lehmanns in allen Fällen als die richtige erschienen ist. 

Lehmann will seinen Meinungswechsel nur dann vollr 
zogen haben, wenn neu aufgefundene Dokumente oder 
bessere eigene Einsicht ihn dazu bestimmt hätten. 

Neu aufgefundene Dokumente! Es fehlt bei Lehmann 
an jeder Andeutung darüber, wie durch solche irgend einer 
seiner Meinungswechsel erklärt werden soll. Was es mit 
seinen neuen Quellen überhaupt für eine Bewandtnis hat, 
darüber habe ich mich in der Beilage zum zweiten Bande, 
die ich der Aufmerksamkeit besonders empfehle, ausführlich 
ausgesprochen. 

Die eigene bessere Einsicht! Es wäre jedoch richtiger 
gewesen, wenn er statt dessen gesagt hätte: die frühere 
Meinung passe deshalb nicht mehr, weil sich in der 
Zwischenzeit aus der wörtlichen Übereinstimmung zweier 
Paragraphen der Städteordnung bei ihm die Idee gebildet 
habe, daß die ganze Steinsche Reformgesetzgebung aus der 
französischen Revolution abzuleiten sei und nicht aus 
preußischer Wurzel. Denn darauf kommt es bei allen 
Fällen des Meinungswechsels hinaus. 

Es ist endlich auch das nicht wahr, daß Meinungs- 
wechsel von solcher Tragweite auch bei anderen Schrift- 
stellern vorgekommen seien. Er möge doch bei Ranke und 
den andern von ihm Zitierten Band und Seite angeben. 
Jedenfalls haben diese Schriftsteller, wo sie sich zu 
Änderungen veranlaßt gesehen haben, davon Kunde gegeben. 

Mein Stil sagt ihm nicht zu; er nennt ihn papieren usw. 

Andere sind darüber anderer Ansicht. Hintze hat sich 

5* 
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schon bei der Kritik meines ersten Bandes dahin geäußert : 
„Die kömige Kürze, die Gründlichkeit der Forschung, die 
umfassende Kenntnis und kritische Auswahl der Literatur, 
die Gedankenkraft, die frei mit den großen Stoffmassen 
schaltet, die Frische und Klarheit der Darstellung, die 
Entschiedenheit des Urteils, die Abwesenheit alles Schul- 
staubs und alles toten Gewichts — das alles macht das 
Buch zu einer überaus lehrreichen und fesselnden Lektüre, 
das man nur ungern aus der Hand legt und später gern 
wieder von neuem aufschlägt **. Auch Schmoller und Laband 
haben sich damals in demselben Sinne geäußert ; Schmoller 
spricht von gleichmäßiger Beherrschung der historischen 
wie der staatsrechtlichen und juristischen Literatur, Vor- 
dringen bis zu den originalen Quellen; Laband sagt: „Die 
deutsche staatsrechtliche und politische Literatur enthält 
sehr wenige Werke, welche mit so vollkommen freier Be- 
herrschung des Stoffs, mit so gründlicher Kenntnis und 
dabei in so fesselnder Darstellungsweise ihren Gegenstand 
behandeln wie dieses." Jetzt hinsichtlich des zweiten Bandes 
heißt es wieder in der Kritik von Hintze: „Was Lehmann 
schließlich über den papiernen Stil, über das klassische 
Deutsch seines Gegners sagt, verstehe ich einfach nicht. Ich 
möchte vielen von unseren Autoren etwas von dem kräftigen, 
ursprünglichen und lebensfrischen Stil wünschen, den Ernst 
von Meier schreibt und der sein Buch trotz mancher 
trockenen Einzelheiten zu einer fesselnden Lektüre macht. 
Er versteht es meisterhaft, verwaltungsrechtliche Dinge zu- 
gleich mit juristischer Schärfe und mit lebendiger An- 
schaulichkeit zu behandeln und weiß oft mit einem 
glücklich geprägten Wort den Nagel auf den Kopf 
zu treffen." 

Ich hatte die Bemängelung meines Stils anfangs für 
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^einen Ausfluß der Lehmannschen Schulmeisternatur gehalten, 
die sich dabei Luft gemacht hätte, habe aber allmählich 
eingesehen, daß der Grund ein anderer sei : es kommt ihm 
alles darauf an, vom Studium meines zweiten Bandes ab- 
zuschrecken ; er meint das zu erreichen, wenn er die Leser 
^graulich macht. Auch andere haben diesen Eindruck 
:gehabt. 

Sehr ungehalten ist Lehmann darüber, daß ich ver- 
^umt hätte, die Unentschlossenheit Friedrich Wilhelms IIL, 
wegen deren es trotz seiner Eeformgesinnung vor 1806 zu 
•einer Reform im großen Stile nicht gekommen ist, aus den 
-damaligen Zuständen zu erklären. Dergleichen wäre doch nicht 
die Aufgabe einer rechtshistorischen Untersuchung gewesen. 
Aber warum hat sich nicht Lehmann selbst an diese Auf- 
gabe gemacht ? Er würde sehr bald eingesehen haben, daß 
•die Unentschlossenheit Friedrich Wilhelms IIL wie die 
Friedrich Wilhelms IV. tief in der angeborenen Natur- 
Anlage begründet war, daß diese Naturanlage als das 
Primäre anzusehen ist, daß der Satz „naturam expellas" usw. 
auch bei Königen und gerade bei ihnen seine Geltung hat, 
^aß also aus dieser Naturanlage sich bei beiden Königen 
-die Zustände ergeben haben, nicht umgekehrt. Und wenn 
Stein Manns genug gewesen ist, um den passiven Wider- 
stand Friedrich Wilhelms III. zu überwinden, so war doch 
«chon Hardenberg dazu nicht in allen Fällen imstande. 
Vollends nach den Freiheitskriegen ist der König in die 
-alte Sinnesart zurückgefallen; und an dieser seiner Ent- 
^chlußlosigkeit sind im letzten Grunde die Verfassungs- 
pläne gescheitert. Sollten denn auch Friedrich Wilhelm I. 
und Friedrich der Große aus dem Milieu erklärt werden 
und nicht aus den ihnen angeborenen großen Eigenschaften ? 
Zum zweiten Mal könnte ich Lehmann sagen, was ich ihm 
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gesagt habe, als er die Sympathien Steins für die fran- 
zösische Revolution daraus hergeleitet hatte, dafi Stein in 
französischer Sprache geschrieben habe: Umgekehrt wird 
ein Schuh daraus. 

Da, wo von den Plänen Steins zur Herbeiführung 
einer ständischen Verfassung die Rede ist, hatte ich II, 374 
hinsichtlich des Edikts und Hausgesetzes vom 17. Dezember 
1808 über die Veräußerlichkeit der königlichen Domänen 
gesagt, es könne Lehmann zugegeben werden, dafi diese» 
Edikt abermals ein Vordringen der konstitutionellen Ideen 
bedeute, nur dürfe aus seiner Darstellung nicht heraus- 
gelesen werden, als ob Stein dabei die Initiative ergriffen 
habe; auch operiere Lehmann mit Reichsständen, während 
im Edikt nur von Provinzialständen die Rede sei. 

In den Preußischen Jahrbüchern [ist Lehmann vo» 
dieser meiner Darstellung „peinlich berührt" ; er habe doch 
nachgewiesen, daß von der Generalkonferenz beschlossen 
sei, die Provinzialstände durch Reichsstände zu ersetzen. 
Gewiß. Von der Generalkonferenz ist das beschlossen. 
Aber vom Gesetzgeber ist diesem Beschlüsse keine Folge 
gegeben. Im Edikt und Hausgesetz selbst stehen statt der 
Reichsstände doch wieder die Provinzialstände. Bei mir 
ist nur von dem Edikt selbst die Rede, nicht von dea 
Stadien, die es durchlaufen hat. Ich habe im Unterschiede 
von Lehmann in dieser Hinsicht wie in allen anderen mehr 
Wert auf den Inhalt der Gesetze gelegt als auf deren 
Zustandekommen. Wenn aus der Lehmannschen Darstellung 
geschlossen werden sollte, daß im Edikt selbst doch von Reichs- 
ständen die Rede sei, so ist das eben die Schuld der Lehmann*^ 
sehen Darstellung. „Wie soll man dies Verfahren nennen?*^ 

Selbst dann, wenn die Reichsstände in das Gesetz; 
hineingekommen wären, könnte doch diesem Umstände 
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keine große Bedeutung beigelegt werden. Denn über die 
Einführung von Beichsständen an sich ist damals alle Welt 
einig gewesen, namentlich auch der König. Man wußte 
nur nicht, wie sie gebildet werden sollten, und darüber ist 
selbst Stein damals sich noch nicht klar gewesen. Stein 
hat sich auch damals wie später viel mehr für Provinzial- 
stände als für Reichsstände interessiert, da er aus den 
Provinzialständen die Reichsstände heiTorgehen lassen 
wollte und es mit der Einführung der Reichsstände für ihn 
keine Eile hatte, wie das alles in meinem zweiten Bande 
ausführlich nachgewiesen ist. 

Wer über den Charakter der Lehraannschen Polemik 
noch im Zweifel sein sollte, über die Motive und über 
die Mittel dieser Polemik, dem bleibt nichts übrig als sich 
selbst der Mühe zu unterziehen, das, was er in den 
Preußischen Jahrbüchern mich sagen läßt, mit dem zu ver- 
gleichen, was ich wirklich gesagt habe. Anders ist die 
Sache nicht zu machen, selbst eine Gegenüberstellung in 
Doppelkolumnen würde noch eines Kommentars bedürfen. 

In einem Punkte hat Lehmann aber recht. Ich hatte 
behauptet, daß Stein für die Humanitätsideale der großen 
Dichter und Denker kein Verständnis gehabt habe, daß 
Geliert sein Mann gewesen sei, daß er auch nach Rankes 
Meinung nicht alles besessen habe, was man zur Bildung 
des Jahrhunderts rechnete, wieder in voller Übereinstimmung 
mit dem früheren Lehmann, der im „Knesebeck und 
Schön" S. 92 sich dahin geäußert hat, der Geist Steins sei 
am wenigsten empfänglich gewesen für den Zauber des 
Schönen und der Kunst. In diesem Zusammenhange hatte 
ich auf die bekannte Erzählung Schöns verwiesen, wonach 
dessen Versuch, Stein für den Faust zu interessieren, kläg- 
lich gescheitert sei, so gut auch die Beziehungen zu Goethe 
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gewesen seien, die sich beide gerade wegen der tiefen 
Verschiedenheit ihres Wesens angezogen und respektiert 
hätten. Diese Anekdote, heißt es in den Preußischen Jahr- 
büchern, sei als Fabel erwiesen durch die Erklärung Steins^ 
die er, Lehmann, III, 458 Anmerkung 2, veröffentlicht 
habe. Hier heifit es im Text, Stein habe dem Faust gleich 
nach seinem Erscheinen im Frühjahr 1808 freudig zu- 
gestimmt. Die Note enthält aus einem Briefe Steins, hin- 
sichtlich dessen die Adresse nicht feststeht und ein Datum 
überhaupt nicht angegeben ist, den Satz: „La lecture de 
Faust m'a fait un plaisir sensible. G'est un tableau exact 
de r6tat de Täme de Thomme qui a satisfait son d6sir de 
s'instruire und der das Leere und Unbefriedigende des 
blofien Wissens für ein Wesen, das zum Empfinden und 
Handeln bestimmt ist, fühlt. "^ Die Stelle ist für die Er- 
kenntnis von Steins innerstem Wesen in hohem Grade 
interessant 

Das hatte ich übersehen. 



Mein zweiter Band habe wie eine Granate eingeschlagen, 
ist mehrfach gesagt worden -, es werde eine Zeit lang darüber 
hingehen, bis der Pulverdampf sich verzogen habe. Möge 
man dann auch denjenigen Materien näher treten, die mit 
der Lehmannschen Kontroverse gar nichts zu tun haben; 
aber dann auch denjenigen Partien des „ Stein **, die voa 
meinem Angriff gar nicht getroffen sind, denn das ist bis- 
her nicht genügend geschehen. 
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